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124 Geschäftsordnung des Kreistages Eichstätt 

Vorbemerkung: 

Die Gleichbehandlung der Geschlechter bzw. die Verwendung 
von geschlechtsneutralen Formulierungen wurde in dieser Geschäfts-
ordnung ebenso wie in der Landkreisordnung, auf die diese Ge-
schäftsordnung vielfach Bezug nimmt, nicht ausdrücklich berücksich-
tigt. Die in dieser Geschäftsordnung in männlicher Form gewählten 
Bezeichnungen schließen auch die weiblichen Vertreter der entspre-
chenden Ämter, Berufsgruppen usw. ein. 
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Geschäftsordnung des Kreistags Eichstätt 
(einschließlich Richtlinien gemäß Art. 34 Abs. 1 Satz 2 LkrO) 

Der Kreistag des Landkreises Eichstätt erlässt aufgrund des Art. 
40 der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern (LKrO) die folgen-
de Geschäftsordnung (GeschO): 

I. Teil 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Umfang der Verwaltung des Landkreises 

(1) Die Verwaltung des Landkreises erstreckt sich auf alle auf 
das Kreisgebiet (Art. 7 LKrO) beschränkten öffentlichen Aufgaben, 
die über die Zuständigkeit oder das Leistungsvermögen der kreisange-
hörigen Gemeinden hinausgehen, soweit es sich nicht um Staatsauf-
gaben handelt (Art. 4 LKrO). 

(2) Die Verwaltungstätigkeit im Landkreis muss mit dem 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, der Bayerischen 
Verfassung und den Gesetzen im Einklang stehen. Sie darf nur von 
sachlichen Gesichtspunkten geleitet sein (Art. 50 LKrO). 

§ 2 

Organe des Landkreises 

(1) Die Verwaltung des Landkreises (Art. 22 LKrO) erfolgt für 
alle Angelegenheiten des eigenen und des übertragenen Wir-
kungskreises durch 

1. den Kreistag (Art. 23 LKrO), 

2. den Kreisausschuss (Art. 26 LKrO), 

3. den Jugendhilfeausschuss (§ 70 Abs. 1 und § 71 SGB VIII, Art.17 
ff. AGSG), 

4. den Rechnungsprüfungsausschuss (Art. 89 Abs. 2 LKrO), 

5. den Ausschuss für Tourismus (Art. 29 LKrO), 

6. den Ausschuss für Natur und Umwelt (Art. 29 LKrO), 

7. den Landrat (Art. 34, 38 Abs. 2 LKrO).  

Das Landratsamt ist bei der Verwaltung des Landkreises Kreisbe-
hörde (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 LKrO). 

(2) Die Verwaltung der Aufgaben der unteren staatlichen Ver-
waltungsbehörde (Kreisverwaltungsbehörde, Art. 1 Satz 2 LKrO) 
erfolgt durch das Landratsamt in seiner Eigenschaft als Staatsbehörde 
(Art. 37 Abs. 1 Satz 2 LKrO). Diese Aufgaben sind der Behandlung 
durch den Kreistag und die Ausschüsse entzogen. 

§ 3 

Kreistag 

Der Kreistag ist die durch Wahlen berufene Vertretung der Kreis-
bürger (Art. 23 LKrO). Er überwacht die gesamte Kreisverwaltung in 
allen Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises (Art. 5, 51 LKrO) 
und des übertragenen Wirkungskreises (Art. 6, 53 LKrO). 

§ 4 

Zuständigkeiten 

Die Zuständigkeiten des Kreistags, der Ausschüsse und des Land-
rats richten sich nach den Gesetzen und den folgenden Bestimmungen 
dieser Geschäftsordnung. 

§ 5 

Beschlussfassung 

(1) Die Willensbildung des Kreistags und der Ausschüsse er-
folgt durch Beratung und Beschlussfassung. 

(2) Jede Beschlussfassung setzt einen Antrag voraus. 

§ 6 

Allgemeine Pflichten der Kreisräte; Verlust des Amtes 

(1) Die Kreisräte sind ehrenamtlich tätig (Art. 13, 24 Abs. 2 
Satz 3 LKrO). Sie sind zur gewissenhaften Wahrnehmung ihrer Oblie-
genheiten verpflichtet (Art. 14 Abs. 1 LKrO). Sie haben über die 
ihnen bei ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angele-
genheiten Verschwiegenheit zu bewahren, es sei denn, dass es sich um 
Mitteilungen im amtlichen Verkehr oder um Tatsachen handelt, die 
offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung 
bedürfen (Art. 14 Abs. 2 Satz 1 LKrO). Sie dürfen die Kenntnis der 
nach Satz 1 geheimzuhaltenden Angelegenheiten nicht unbefugt ver-
werten (Art. 14 Abs. 2 Satz 2 LKrO). Diese Verpflichtungen bestehen 
auch nach Beendigung des Ehrenamtes fort (Art. 14 Abs. 2 Satz 4 
LKrO). 

(2) Kreisräte dürfen ohne Genehmigung über Angelegenheiten, 
über die sie Verschwiegenheit zu bewahren haben, weder vor Gericht 
noch außergerichtlich aussagen oder Erklärungen abgeben (Art. 14 
Abs. 3 Satz 1 LKrO). 

(3) Schuldhafte Zuwiderhandlungen gegen Verpflichtungen der 
Absätze 1 oder 2 können durch den Kreistag im Einzelfall mit Ord-
nungsgeld bis zu 250 €, bei unbefugter Offenbarung perso-
nenbezogener Daten bis zu 500 €, geahndet werden (Art. 14 Abs. 4 
LKrO). 

(4) Auf die übrigen Bestimmungen des Art. 14 Absätze 2 bis 4 
LKrO wird hingewiesen. 

(5) Die Kreisräte können außer der Teilnahme an den Bera-
tungen und Abstimmungen Geschäfte nur übernehmen, soweit sie 
ihnen vom Kreistag oder einem Ausschuss ausdrücklich zur Bearbei-
tung oder Erledigung übertragen sind (Art. 42 Abs. 1 Satz 1 LKrO). 

(6) Das Amt eines Kreisrats endet mit dem Ablauf der Wahlzeit 
(Art. 23 des Gemeinde- und Landkreiswahlgesetzes – GLKrWG). 
Abgesehen davon verliert ein Kreisrat sein Amt wenn er die Wählbar-
keit in den Kreistag verliert (Art. 48 Abs. 1 GLKrWG). 

II. Teil 

Sitzungen 

§ 7 

Sitzungszwang, Teilnahme- und Abstimmungspflicht 

(1) Der Kreistag beschließt nur in Sitzungen (Art. 41 Abs. 1 
LKrO). 

(2) Die Kreisräte sind verpflichtet, an den Sitzungen und Ab-
stimmungen teilzunehmen und die ihnen zugewiesenen Geschäfte 
(auch als Verbandsräte in Zweckverbänden, Mitglieder in Aufsichtsrä-
ten und dgl.) zu übernehmen und auszuüben. Im Kreistag, im Kreis-
ausschuss und in den weiteren Ausschüssen darf sich niemand der 
Stimme enthalten (vgl. auch Art. 42 LKrO).  

(3) Gegen Kreisräte, die sich ihren Verpflichtungen nach Absatz 
2 ohne genügende Entschuldigung entziehen, kann der Kreistag Ord-
nungsgeld bis zu 250 € im Einzelfall verhängen (Art. 42 Abs. 2 
LKrO). Die Entscheidung, ob die Entschuldigung genügt, obliegt dem 
Kreistag. 

§ 8 

Ausschluss wegen persönlicher Beteiligung, beschränktes Vertre-
tungsrecht 

(1) Mitglieder des Kreistags können an der Beratung und Ab-
stimmung nicht teilnehmen, wenn der Beschluss ihnen selbst, ihren 
Ehegatten, ihren Lebenspartnern, einem Verwandten oder Verschwä-
gerten bis zum dritten Grad oder einer von ihnen kraft Gesetzes oder 
Vollmacht vertretenen natürlichen oder juristischen Person einen 
unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann. Gleiches gilt, wenn 
ein Mitglied des Kreistags in anderer als öffentlicher Eigenschaft (als 
Amtsperson) ein Gutachten abgegeben hat (Art. 43 Abs. 1 LKrO). 
Mitglieder des Kreistags, die nach den Umständen annehmen müssen, 
von der Beratung und Abstimmung wegen persönlicher Beteiligung 
ausgeschlossen zu sein, haben dies vor Beginn der Beratung dem 
Vorsitzenden unaufgefordert mitzuteilen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Wahlen und für Beschlüsse, mit de-
nen der Kreistag eine Person zum Mitglied eines Ausschusses bestellt 
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oder sie zur Wahrnehmung von Interessen des Landkreises in eine 
andere Einrichtung entsendet, dafür vorschlägt oder daraus abberuft. 

(3) Ob diese Voraussetzungen des Abs. 1 vorliegen, entscheidet 
der Kreistag ohne Mitwirkung des persönlich Beteiligten (Art. 43 Abs. 
3 LKrO); er trifft dabei eine Rechtsentscheidung. Die Mitwirkung 
eines wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossenen Kreisrats an 
der Abstimmung hat die Ungültigkeit des Beschlusses nur dann zur 
Folge, wenn sie für das Abstimmungsergebnis entscheidend war (Art. 
43 Abs. 4 LKrO). 

(4) Kreisräte dürfen Ansprüche Dritter gegen den Landkreis nur 
als gesetzliche Vertreter geltend machen (Art. 44 LKrO). 

§ 9 

Aufwandsentschädigung 

(1) Die Kreisräte und sonstigen ehrenamtlich tätigen Kreisbür-
ger haben Anspruch auf angemessene Entschädigung und Er-
satzleistungen (Art. 14a LKrO). Sie richten sich nach der Satzung über 
die Entschädigung der Kreisräte und der sonstigen ehrenamtlich täti-
gen Kreisbürger. 

(2) Soweit die Entschädigung und/oder die Ersatzleistung ab-
hängig ist von einer Teilnahme an einer Sitzung, erfolgt der Nachweis 
hierüber durch Eintragung in die Anwesenheitsliste, durch Na-
mensaufruf oder Feststellung in die Niederschrift. 

§ 10 

Zusammensetzung des Kreistags, Anzahl der Sitzungen 

(1) Der Kreistag des Landkreises Eichstätt besteht aus dem 
Landrat und 60 Kreisräten (Art. 24 LKrO). 

(2) Kreistagssitzungen finden nach Bedarf statt. 

(3) In dringenden Fällen kann der Kreistag zu außerordentlichen 
Sitzungen einberufen werden. Er ist einzuberufen, wenn es der Kreis-
ausschuss oder ein Drittel der Kreisräte unter Bezeichnung des Ver-
handlungsgegenstandes beantragt (Art. 25 Abs. 2 LKrO). 

§ 11 

Öffentliche Sitzungen 

(1) Die Sitzungen des Kreistags sind grundsätzlich öffentlich 
(Art. 46 LKrO). 

(2) Zu den öffentlichen Sitzungen hat jedermann Zutritt, soweit 
Platz vorhanden ist. Erforderlichenfalls wird die Zulassung durch 
Ausgabe von Platzkarten geregelt. Für die Medien müssen stets Plätze 
freigehalten werden. 

(3) Zuhörer haben kein Recht, in irgendeiner Form in den Gang 
der Verhandlungen einzugreifen. Sie können, wenn sie die Ordnung 
stören, durch den Vorsitzenden ausgeschlossen werden (Art. 47 Abs. 1 
Satz 2 LKrO). 

(4) Aufnahmen in Ton oder Bild sind nach vorheriger Zustim-
mung des Vorsitzenden und des Kreistags nur erlaubt, soweit dadurch 
die Ordnung nicht gestört wird; Abs. 3 gilt sinngemäß. Der Vorsitzen-
de kann die Aufnahmedauer zur Sicherstellung eines geordneten 
Sitzungsablaufs beschränken. Sitzungsteilnehmer können verlangen, 
dass während ihres Redebeitrags Aufnahmen unterbleiben. Aufnah-
men von Zuhörern bedürfen ihrer vorherigen Einwilligung. 

§ 12 

Ausschluss der Öffentlichkeit 

(1) Der Kreistag schließt die Öffentlichkeit von der Sitzung aus, 
wenn das Wohl der Allgemeinheit oder berechtigte Ansprüche einzel-
ner der öffentlichen Behandlung entgegenstehen (Art. 46 Abs. 2 
LKrO). 

(2) Über den Ausschluss der Öffentlichkeit wird in nichtöffent-
licher Sitzung beraten und beschlossen (Art. 46 Abs. 2 Satz 2 LKrO). 

(3) Die in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse gibt 
der Landrat oder ein von ihm Beauftragter der Öffentlichkeit in einer 
späteren öffentlichen Kreistagssitzung oder in anderer geeigneter 
Weise bekannt, sobald die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen 
sind (vgl. Art. 46 Abs. 3 LKrO). 

§ 13 

Nichtöffentliche Sitzungen 

Grundsätzlich sind in nichtöffentlicher Sitzung zu behandeln (vgl. 
Art. 46 Abs. 2 Satz 3 LKrO): 

1. Grundstücksangelegenheiten, 

2. Vergabe von Bau- und sonstigen Aufträgen, 

3. Personalangelegenheiten, 

4. Sparkassenangelegenheiten, 

5. Steuerangelegenheiten, 

es sei denn, dass im Einzelfall Rücksichten auf das Wohl der All-
gemeinheit oder auf berechtigte Ansprüche einzelner nicht entgegen-
stehen (Art. 46 Abs. 2 Satz 1 LKrO). 

§ 14 

Form der Sitzung 

Die äußere Form der Sitzungen ist würdig zu gestalten. Die Kreis-
räte sind gehalten, diesem Grundsatz Rechnung zu tragen. 

III. Teil 

Geschäftsgang 

§ 15 

Ladung 

(1) Die Einberufung der Kreistagssitzungen erfolgt durch den 
Landrat (Art. 25 LKrO). 

(2) Die Kreisräte werden schriftlich unter Beifügung der Tages-
ordnung oder mit ihrem Einverständnis elektronisch zu den Sitzungen 
eingeladen. Im Falle einer elektronischen Einladung wird die Tages-
ordnung als nicht veränderbares Dokument durch E-Mail versandt. 
Das Einverständnis für die elektronische Ladung ist schriftlich gegen-
über dem Landrat zu erklären; es ist jederzeit widerrufbar. 

(3) Bei Versendung durch einfachen Brief gilt die Ladung spä-
testens am 3. Tag nach der Aufgabe zur Post als zugegangen. Im Falle 
der elektronischen Ladung geht die Tagesordnung zu, wenn sie im 
elektronischen Briefkasten des Empfängers oder bei seinem Provider 
abrufbar eingegangen und üblicherweise mit der Kenntnisnahme zu 
rechnen ist. 

(4) Die Ladung hat den Kreisräten spätestens am 7. Tage vor 
der Sitzung zuzugehen. In dringenden Fällen kann diese Frist bis auf 
den 3. Tag vor der Sitzung abgekürzt werden. 

(5) Der Tagesordnung werden alle Unterlagen beigefügt, die für 
die Vorbereitung der Beratungen notwendig sind und Gesichtspunkte 
der Vertraulichkeit nicht entgegenstehen. Die weiteren Unterlagen 
können schriftlich oder elektronisch versendet werden. Hat der Kreis-
rat sein Einverständnis zur elektronischen Ladung erklärt, werden die 
weiteren Unterlagen grundsätzlich nur in elektronischer Form zur 
Verfügung gestellt. Umfangreiche Unterlagen sind möglichst drei 
Tage vor der Sitzung zur Verfügung zu stellen. 

(6) Ort, Zeitpunkt und Tagesordnung der Kreistagssitzungen 
sind spätestens am 5. Tag vor der Sitzung öffentlich bekannt zu ma-
chen (Art. 46 Abs. 1 LKrO). 

§ 16 

Tagesordnung 

Die Tagesordnung der Kreistagssitzungen wird vom Landrat auf-
gestellt. 

§ 17 

Antragstellung 

(1) Anträge, die in einer Kreistagssitzung behandelt werden sol-
len, können nur von Mitgliedern des Kreistags gestellt werden. Sie 
sind schriftlich und nach Möglichkeit auch elektronisch beim Landrat 
einzureichen und ausreichend zu begründen. Sie müssen spätestens bis 
zum 14. Tag vor der Sitzung beim Landrat eingereicht werden. 

(2) Verspätet eingehende oder erst unmittelbar vor oder wäh-
rend der Sitzung gestellte Anträge können nachträglich in die Tages
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ordnung aufgenommen werden, wenn entweder die Angelegenheit 
dringlich ist und der Kreistag der Behandlung mehrheitlich zustimmt 
oder sämtliche Mitglieder des Kreistages anwesend sind und kein 
Mitglied der Behandlung widerspricht. Anträge nach Satz 1, die noch 
Ermittlungen und Prüfungen, Beiziehung von Akten oder die Befra-
gung nicht anwesender Sachbearbeiter oder sonstiger Personen not-
wendig machen, werden bis zur nächsten Sitzung zurückgestellt. 

(3) Nicht der Schriftform bedürfen 

1. Anträge zur Geschäftsordnung wie z.B. 

a) Schließung der Rednerliste, 

b) Schluss der Beratung und sofortige Abstimmung, 

c) Vertagung eines Tagesordnungspunkts, 

d) Nichtbehandlung eines Tagesordnungspunkts (Gegenstands), 

e) Verweisung in einen Ausschuss, 

f)  Unterbrechung oder Aufhebung der Sitzung, 

g) Verweisung eines Tagesordnungspunkts auf eine nicht-
öffentliche Sitzung, 

h) Einwendungen zur Geschäftsordnung; 

2. einfache Sachanträge wie z.B. 

a) Änderungsanträge während der Debatte, 

b) Zurückziehung von Anträgen, 

c) Wiederaufnahme zurückgezogener Anträge. 

(4) Anträge, die im Haushaltsplan nicht vorgesehene Ausgaben 
verursachen, sollen nur gestellt werden, wenn gleichzeitig Deckungs-
vorschläge gemacht werden (Art. 60 Abs. 1 LKrO). 

(5) Anträge von Mitgliedern des Kreistags, für deren Be-
handlung ein Ausschuss zuständig ist, sind vom Landrat in den zur 
Behandlung zuständigen Ausschuss zu verweisen. 

(6) Anträge, die rechtsmissbräuchlich sind (z.B. ständige Wie-
derholungen von Anträgen zur gleichen Angelegenheit ohne Vorlie-
gen neuer sachlicher Gesichtspunkte, schikanöse Anträge oder solche 
mit strafbarem Inhalt), müssen nicht in die Tagesordnung aufgenom-
men werden und können vom Landrat zurückgewiesen werden. 

§ 18 

Beiziehung von Bediensteten des Landratsamts 

(1) Der Landrat kann nach seinem Ermessen Bedienstete des 
Landratsamts oder sonstige Auskunftspersonen zu den Sitzungen des 
Kreistags beiziehen, die gehört werden können. 

(2) Ein dem Landratsamt zugewiesener juristischer Staatsbe-
amter soll grundsätzlich als juristischer Sachverständiger zu den Sit-
zungen zugezogen werden (Art. 37 Abs. 3 Sätze 1 und 2 LKrO). 

§ 19 

Sitzungsablauf 

(1) Der Ablauf der Kreistagssitzungen ist regelmäßig wie folgt: 

1. Eröffnung der Sitzung, 

2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung, Feststellung der An-
wesenheit und Bekanntgabe vorliegender Entschuldigungen, 

3. Feststellung der Beschlussfähigkeit des Kreistags (§ 21 GeschO), 

4. Bekanntgabe amtlicher Mitteilungen, erforderlichenfalls Beratung 
und Beschlussfassung hierüber, 

5. Beratung und Beschlussfassung über die Tagesordnungspunkte 
unter Zugrundelegung evtl. Ausschussbeschlüsse, 

6. Bekanntgabe über Anordnungen oder über die Besorgung unauf-
schiebbarer Geschäfte durch den Landrat an Stelle des Kreistags 
gemäß Art. 34 Abs. 3 LKrO, 

7. Schließung der Sitzung durch den Vorsitzenden. 

(2) Anträge und Anfragen sind im Rahmen der Geschäftsord-
nung in der Reihenfolge ihres Eingangs zu behandeln. 

§ 20 

Vorsitz, Handhabung der Ordnung 

(1) Den Vorsitz im Kreistag führt der Landrat (Art. 33 LKrO). 
Ist der Landrat verhindert oder persönlich beteiligt, so vertritt ihn sein 

gewählter Stellvertreter (Art. 32 LKrO). Ist auch dieser verhindert, so 
gilt § 45 Abs. 3 Buchst. a GeschO. 

(2) Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und handhabt die 
Ordnung im Sitzungsraum. 

(3) Der Vorsitzende ist berechtigt, Kreisräte mit Zustimmung 
des Kreistags von der Sitzung auszuschließen, wenn sie die Ordnung 
fortgesetzt erheblich stören (Art. 47 Abs. 1 Satz 3 LKrO; bezüglich 
sonstiger Zuhörer vgl. § 11 Abs. 3 Satz 2 GeschO). 

(4) Wird durch einen bereits von einer früheren Sitzung ausge-
schlossenen Kreisrat die Ordnung innerhalb von zwei Monaten neuer-
lich erheblich gestört, so kann ihm der Kreistag für zwei weitere 
Sitzungen die Teilnahme untersagen (Art. 47 Abs. 2 LKrO). 

(5) Falls die Ruhe und Ordnung im Sitzungssaal nicht anders 
wieder herzustellen ist, kann der Vorsitzende die Sitzung unterbrechen 
oder aufheben. Zum äußeren Zeichen der Unterbrechung oder Aufhe-
bung verlässt der Vorsitzende den Sitzungsraum, nachdem er die 
Sitzung geschlossen oder die Dauer der Unterbrechung angekündigt 
hat. Eine unterbrochene Sitzung ist spätestens am nächsten Tag fortzu-
führen; einer neuerlichen Ladung hierzu bedarf es nicht. Die Beratung 
ist an dem Punkt, an dem die Sitzung unterbrochen wurde, fortzuset-
zen. 

(6) Während der Sitzungen ist den Kreisräten die Benutzung 
von Mobiltelefonen nicht gestattet. Mitgeführte Mobiltelefone sind 
auszuschalten oder lautlos zu stellen. 

§ 21 

Beschlussfähigkeit 

(1) Der Kreistag ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder 
ordnungsgemäß geladen sind und die Mehrheit der Mitglieder anwe-
send und stimmberechtigt ist (Art. 41 Abs. 2 LKrO). 

(2) Wird der Kreistag wegen Beschlussunfähigkeit aufgrund 
fehlender Anwesenheitsmehrheit zum zweiten Male zur Verhandlung 
über denselben Gegenstand zusammengerufen, so ist er ohne Rück-
sicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. Bei der zweiten 
Einladung muss auf diese Regelung des Art. 41 Abs. 3 Satz 1 LKrO 
hingewiesen werden. 

§ 22 

Beratung 

(1) Ein Kreisrat oder ein Bediensteter des Landratsamts darf im 
Kreistag nur dann sprechen, wenn ihm vom Vorsitzenden das Wort 
erteilt ist. Der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der 
Wortmeldung, bei gleichzeitiger Wortmeldung nach seinem Ermes-
sen. Bei Wortmeldung „zur Geschäftsordnung“ ist das Wort außer der 
Reihe im Anschluss an einen laufenden Redebeitrag sofort zu erteilen. 
Der Vorsitzende kann in Ausübung seines Amtes jederzeit das Wort 
ergreifen. 

(2) Die Anrede ist nur an den Vorsitzenden und an die Kreis-
räte, nicht an die Zuhörer zu richten. 

(3) Jede Beratung setzt einen Tagesordnungspunkt oder einen 
Antrag aus der Mitte des Kreistags voraus. 

(4) Sachanträge sind stets, Anträge zur Geschäftsordnung bei 
Bedarf zur Beratung zu stellen. 

(5) Es darf nur zu dem zur Beratung stehenden Antrag oder Ta-
gesordnungspunkt und mit einer angemessenen Redezeit gesprochen 
werden. Andernfalls kann der Vorsitzende das Wort entziehen. 

(6) Während der Beratung über einen Antrag oder Tagesord-
nungspunkt sind nur zulässig  

1. Geschäftsordnungsanträge, 

2. Zusatzanträge, Änderungsanträge oder Anträge auf Zurück-
ziehung. 

(7) Über einen bereits zur Abstimmung gebrachten Antrag kann 
in derselben Sitzung die Beratung und die Abstimmung nicht mehr 
aufgenommen werden, wenn nicht alle Mitglieder, die an der Ab-
stimmung teilgenommen haben, mit der Wiederholung einverstanden 
sind. 

(8) Über Anträge zur Geschäftsordnung ist sofort abzustimmen. 
Sind diese Anträge Anträge auf Schließung der Rednerliste oder auf 
Schluss der Beratung (vgl. § 17 Abs. 3 Nr. 1 Buchst. a und b GeschO) 
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und ist der Antrag von Erfolg, haben der Vorsitzende und der Antrag-
steller zur Sache das Recht zur Schlussäußerung. 

(9) Bei Verletzung der vorstehenden Grundregeln für die Be-
ratung ist der Vorsitzende berechtigt, zur Ordnung zu rufen, auf den 
Verstoß aufmerksam zu machen und bei Nichtbeachtung solcher 
Warnungen das Wort zu entziehen. 

(10) Ist der Landrat der Auffassung, dass ein in die Tagesord-
nung aufgenommener Antrag rechtlich (z.B. wegen fehlender Zustän-
digkeit des Kreistags) unzulässig ist, so hat er bei Aufruf des Tages-
ordnungspunktes auf seine Bedenken hinzuweisen. Jedes Mitglied des 
Kreistags (einschließlich des Vorsitzenden) kann einen Antrag zur 
Geschäftsordnung auf Nichtbehandlung gemäß § 17 Abs. 3 Nr. 1 
Buchst. d GeschO stellen. Dieser Antrag soll kurz begründet werden. 
Findet eine Beratung über diesen Geschäftsordnungsantrag statt, so 
muss sie sich auf die Zulässigkeit des Hauptantrags beschränken. Über 
einen Antrag auf Schluss der Beratung über diesen Geschäftsord-
nungsantrag ist sofort abzustimmen. 

§ 23 

Beschlüsse, Wahlen 

(1) Beschlüsse des Kreistags werden in offener Abstimmung 
mit Mehrheit der Abstimmenden gefasst. Bei Stimmengleichheit ist 
der Antrag abgelehnt (Art. 45 Abs. 1 LKrO). 

(2) Wahlen werden in geheimer Abstimmung nach Maßgabe 
des Art. 45 Abs. 3 LKrO vorgenommen. Sie sind nur dann gültig, 
wenn sämtliche Mitglieder unter Angabe des Gegenstandes geladen 
sind und die Mehrheit von ihnen anwesend und stimmberechtigt ist. 
Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stim-
men erhält. Neben Neinstimmen und leeren Stimmzetteln gelten auch 
solche Stimmzettel als ungültig, die den Namen des Gewählten nicht 
eindeutig erkennen lassen. Ist mindestens die Hälfte der abgegebenen 
Stimmen ungültig, ist die Wahl zu wiederholen. Ist die Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen gültig und erhält keiner der Bewerber mehr als 
die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen, so erfolgt Stichwahl 
zwischen den beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmenzahlen. 
Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet das Los. 

(3) Ein Verzicht auf das Wahlgeheimnis ist unzulässig. 

§ 24 

Abstimmung 

(1) Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so gilt folgende 
Reihenfolge: 

1. Anträge zur Geschäftsordnung, 

2. Beschlüsse des Kreisausschusses oder der weiteren Ausschüsse zu 
dem Beratungsgegenstand, 

3. weitergehende Anträge; dabei sind nur solche Anträge als weiter-
gehend anzusehen, die einen größeren Aufwand oder eine stärker 
einschneidende Maßnahme zum Gegenstand haben, 

4. zuerst gestellte Anträge, wenn später gestellte nicht unter Nr. 1 bis 
3 fallen. 

(2) Vor jeder Abstimmung ist der Antrag, über den abgestimmt 
werden soll, vom Vorsitzenden zu wiederholen. 

(3) Es wird grundsätzlich durch Handaufheben abgestimmt. 

(4) Auf Verlangen von mindestens einem Viertel der anwesen-
den Kreisräte ist namentlich abzustimmen. 

(5) Jedes Mitglied des Kreistags kann verlangen, dass in der 
Niederschrift vermerkt wird, wie es abgestimmt hat (Art. 48 Abs. 1 
LKrO). 

(6) Die Stimmenzählung ist durch den Vorsitzenden vorzuneh-
men. Das Abstimmungsergebnis ist dem Kreistag bekannt zu geben. 

§ 25 

Anfragen 

(1) Jeder Kreisrat ist berechtigt, während einer Beratung Anfra-
gen zur Sache an den Vorsitzenden und mit dessen Zustimmung an 
anwesende Bedienstete des Landratsamts zu richten. Solche Anfragen 
werden nicht zur Beratung gestellt. 

(2) Der Befragte kann mit Zustimmung des Vorsitzenden die 
sofortige Beantwortung einer Anfrage ablehnen, wenn der Gegenstand 
erst durch Aktenprüfung oder Nachforschungen geklärt werden muss. 

Die Antwort ist dann dem Anfragenden schriftlich zuzuleiten und der 
Niederschrift beizugeben. 

§ 26 

Niederschrift 

(1) Über jede Kreistagssitzung ist eine Niederschrift zu fertigen. 
Für die Niederschrift ist der Vorsitzende verantwortlich. Er bestimmt 
den Protokollführer. 

(2) Die Niederschrift soll den zeitlichen Ablauf der Sitzung zu-
sammenfassend wiedergeben (Art. 48 Abs. 1 Satz 2 LKrO). 

(3) Die Niederschrift muss ersehen lassen 

1. Tag, Ort und Beginn der Sitzung, 

2. Öffentlichkeit oder Nichtöffentlichkeit der Sitzung, 

3. Namen der anwesenden Kreisräte, 

4. Tagesordnung und behandelte Gegenstände, 

5. Wortlaut der Anträge und Beschlüsse, 

6. Abstimmungsergebnis, 

7. Zeit und Grund des etwaigen Ausschlusses eines Kreisrats, 

8. Zeitpunkt der Beendigung der Sitzung. 

(4) Die Niederschrift ist nach Fertigstellung durch den Proto-
kollführer und den Vorsitzenden zu unterzeichnen. Die unterzeichnete 
Niederschrift ist eine öffentliche Urkunde. 

(5) Zur Erleichterung der Aufnahme der Niederschrift ist es 
dem Protokollführer gestattet, für Aufzeichnungen einen Tonträger zu 
verwenden. Nach Fertigstellung und Unterzeichnung der Niederschrift 
sind die Tonaufnahmen zu löschen. 

§ 27 

Einsichtnahme durch Kreisräte, Abschriften 

Die Kreisräte sind berechtigt, jederzeit die Niederschriften über 
öffentliche und nichtöffentliche Sitzungen des Kreistags und der 
Ausschüsse einzusehen. Sie können beim Landrat die Erteilung von 
Abschriften der Beschlüsse verlangen, die in öffentlicher Sitzung 
gefasst wurden (Art. 48, 49 LKrO). Niederschriften über öffentliche 
Sitzungen können in ein internes, nur Kreisräten zugängliches elekt-
ronisches Informationssystem eingestellt werden; das Recht aus Satz 2 
wird hiervon nicht berührt. 

§ 28 

Einsichtnahme durch Kreisbürger 

Die Einsicht in die Niederschriften über öffentliche Sitzungen 
steht allen Kreisbürgern frei (Art. 48 Abs. 2 Satz 2 LKrO). Die in 
öffentlichen Sitzungen gefassten Beschlüsse können im Internet veröf-
fentlicht werden. 

IV. Teil 

Kreistag 

§ 29 

Zuständigkeit des Kreistags, Fraktionen 

(1) Der Kreistag ist für die in Art. 30 Abs. 1 LKrO genannten 
Angelegenheiten ausschließlich zuständig. 

(2) Der Kreistag behält sich ferner vor, über folgende Angele-
genheiten zu beschließen: 

1. Verhängung von Ordnungsgeld gegen in Kreistagssitzungen säu-
mige Kreisräte (Art. 42 Abs. 2 LKrO), 

2. Entscheidung über die persönliche Beteiligung von Kreisräten in 
Angelegenheiten, die vom Kreistag behandelt werden (Art. 43 
Abs. 3 LKrO), 

3. Ausschluss von Kreisräten aus einer Kreistagssitzung wegen 
wiederholter Störung der Ordnung (Art. 47 Abs. 2 LKrO), 

4. Umwandlung und Aufhebung kreiskommunaler Stiftungen, 

5. Bewilligung über- und außerplanmäßiger Ausgaben, die im Ein-
zelfall einen Betrag von 400.000 € übersteigen, sowie sonstiger 
Maßnahmen, durch die im Haushaltsplan nicht vorgesehene Ver-
bindlichkeiten des Landkreises entstehen können (Art. 60 LKrO), 

6. Besetzung (Bestellung und Abberufung) von Aufsichtsräten von 
Unternehmen in Privatrechtsform, sofern der Landkreis Mitglieder 
in die Aufsichtsräte entsendet; die Mitglieder der Aufsichtsräte 
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werden auf Grund der Vorschläge der Parteien und Wählergrup-
pen entsprechend § 33 Abs. 2 GeschO ermittelt, 

7. Änderung von Gesellschaftsverträgen und Gründung, Erwerb, 
Übernahme sowie Veräußerung von Unternehmen und Beteili-
gungen, sofern es sich insoweit um Entscheidungen über Unter-
nehmen des Landkreises im Sinne von Art. 84 LKrO handelt, 

8. Bestellung der vom Landkreis zu berufenden weiteren Mitglieder 
der Verwaltungsräte der Sparkassen Eichstätt, Ingolstadt und Kel-
heim (Art. 6 Abs. 1 Nr. 2, Art. 8 Abs. 2, 3 SpkG), 

9. Bestellung der Vertrauenspersonen für den Schöffenwahlaus-
schuss beim Amtsgericht Ingolstadt (§ 40 Abs. 3 GVG), 

10. Aufstellung der Vorschlagsliste für ehrenamtliche Richter am 
Verwaltungsgericht München (§ 28 VwGO). 

(3) Die im Kreistag vertretenen Parteien und Wählergruppen 
können Fraktionen bilden, falls sie so stark sind, dass sie mindestens 
einen Sitz im Kreisausschuss erhalten. Die Fraktionen benennen einen 
Fraktionsvorsitzenden und mindestens einen Stellvertreter. 

V. Teil 

Ausschüsse 

§ 30 

Vorarbeit für den Kreistag durch den Kreisausschuss 

(1) Der Kreisausschuss bereitet die Verhandlungen des Kreis-
tags vor (Art. 26 LKrO). 

(2) Die Vorbereitung erfolgt durch die Vorberatung des Gegen-
standes. Bei Behandlung in einem Fachausschuss ist eine Kreisaus-
schussbefassung nicht erforderlich. 

§ 31 

Weitere Zuständigkeit des Kreisausschusses 

Der Kreisausschuss ist in eigener Verantwortung zuständig für alle 
Verwaltungsaufgaben, die nicht dem Kreistag, weiteren be-
schließenden Ausschüssen oder dem Landrat vorbehalten sind; damit 
sind auch die dem Kreistag zustehenden personalrechtlichen Befug-
nisse einschließlich der in Art. 38 Abs. 1 LKrO genannten und ohne 
die in Art. 30 Abs. 1 Nr. 12 LKrO genannten übertragen, soweit sie 
nicht dem Landrat durch besonderen Beschluss übertragen worden 
sind (vgl. §§ 39 Abs. 6, 40 Abs. 1 Nr. 3 GeschO). Er beschließt im 
Rahmen seiner Zuständigkeiten endgültig (Art. 26 LKrO). Der Kreis-
tag kann Beschlüsse des Kreisausschusses nur unter den gleichen 
Voraussetzungen ändern oder aufheben, die für die Aufhebung seiner 
eigenen Beschlüsse gelten. 

§ 32 

Einberufung des Kreisausschusses 

Der Kreisausschuss wird vom Landrat nach Bedarf einberufen. Er 
muss einberufen werden, wenn es die Hälfte der Mitglieder unter 
Angabe des Beratungsgegenstandes schriftlich beantragt (Art. 28 
LKrO). 

§ 33 

Bestellung des Kreisausschusses 

(1) Dem Kreisausschuss gehören der Landrat und 12 Kreisräte 
an (Art. 27 LKrO). 

(2) Die Mitglieder des Kreisausschusses werden vom Kreistag 
auf Grund der Vorschläge der Parteien und Wählergruppen nach dem 
Verfahren Hare-Niemeyer ermittelt (vgl. Art. 35 GLKrWG). Bei 
gleicher Teilungszahl entscheidet die größere Zahl der bei der Wahl 
auf die betreffenden Parteien oder Wählergruppen abgegebenen 
Stimmen. Einzelmitglieder und kleine Gruppen des Kreistags, die auf 
Grund des Stärkeverhältnisses im Kreisausschuss nicht vertreten 
wären, können sich zur Entsendung gemeinsamer Vertreter in den 
Kreisausschuss zusammenschließen (Ausschussgemeinschaft i.S. von 
Art. 27 Abs. 2 Satz 5 LKrO); Ausschussgemeinschaften können einen 
Sprecher und mindestens einen Stellvertreter benennen. 

(3) Die Parteien, Wählergruppen oder Ausschussgemein-
schaften, auf die Sitze entfallen sind, schlagen ihre Bewerber vor, die 
sodann als Mitglieder des Kreisausschusses zu bestellen sind. 

(4) Für jeden Kreisrat als Mitglied des Kreisausschusses wird 
für den Fall seiner Verhinderung ein Stellvertreter namentlich bestellt. 
Das Ausschussmitglied hat seinen Stellvertreter im Falle der Verhin-

derung zu verständigen und die ihm zugesandten Ladungsunterlagen 
zu übergeben. Dem stellvertretenden Ausschussmitglied wird von 
Amts wegen eine Benachrichtigung von der Sitzung zugeleitet, wenn 
dem Landrat vor der Ladung (vgl. § 15 GeschO) ein Vertretungsfall 
bekannt ist. 

(5) Während der Wahlzeit im Kreistag eintretende Änderungen 
des Stärkeverhältnisses der Parteien und Wählergruppen sind auszu-
gleichen. Scheidet ein Mitglied aus der von ihm vertretenen Partei 
oder Wählergruppe aus, so verliert es seinen Sitz im Kreisausschuss 
(vgl. Art. 27 Abs. 3 LKrO). 

§ 34 

Jugendhilfeausschuss 

(1) Der Kreistag bestellt gemäß § 70 Abs. 1 und § 71 SGB VIII 
und Art. 17 ff. AGSG den Jugendhilfeausschuss als ständigen be-
schließenden Ausschuss. Für dessen Einberufung gilt § 32 GeschO 
entsprechend. Dem Jugendhilfeausschuss gehören stimmberechtigte 
und beratende Mitglieder an. 

1. Stimmberechtigte Mitglieder (§ 71 Abs. 1 SGB VIII, Art. 18 
AGSG) sind 

a) der Landrat oder das von ihm bestellte Mitglied des Kreistags 
als Vorsitzender, 

b) 8 Mitglieder des Kreistags (§ 33 Abs. 2-5 GeschO gilt ent-
sprechend), 

c) 6 vom Kreistag gewählte Männer und Frauen auf Vorschlag 
der im Landkreisgebiet wirkenden anerkannten Träger der 
freien Jugendhilfe (insbesondere Jugendverbände und Wohl-
fahrtsverbände) entsprechend dem Umfang und der Bedeutung 
ihres Wirkens im Jugendamtsbezirk, 

2. Beratende Mitglieder (Art. 19 AGSG) sind 

a) der Leiter der Verwaltung des Jugendamts, 

b) ein Mitglied, das als Jugend-, Familien- oder Vor-
mundschaftsrichter tätig ist, 

c) ein Mitglied aus dem Bereich der Schulen oder der Schulver-
waltung, 

d) ein Bediensteter der zuständigen Arbeitsagentur, 

e) eine Fachkraft, die in der Beratung im Sinne des § 28 SGB 
VIII (Erziehungsberatung) tätig ist, 

f) der für den Jugendamtsbezirk zuständige kommunale Gleich-
stellungsbeauftragte, sofern ein solcher bestellt ist, 

g) ein Polizeibeamter, 

h) der Vorsitzende des Kreisjugendrings oder eine von ihm be-
auftragte Person, sofern der Vorsitzende des Kreisjugendrings 
dem Jugendhilfeausschuss nicht bereits als stimmberechtigtes 
Mitglied angehört, 

i) ein Vertreter der katholischen Kirche, 

j) ein Vertreter der evangelischen Kirche. 

(2) Für jedes Mitglied des Jugendhilfeausschusses ist ein Stell-
vertreter zu bestellen (Art. 18 Abs. 3, Art. 19 Abs. 3 AGSG). Scheidet 
ein stimmberechtigtes Mitglied, das nicht dem Kreistag angehört, vor 
Ablauf der Wahlzeit aus, so ist ein stimmberechtigtes Ersatzmitglied 
zu wählen (Art. 22 Abs. 3 Satz 1 AGSG). Scheidet ein beratendes 
Mitglied vor Ablauf der Wahlzeit aus, ist nach Art. 19 Abs. 2 AGSG 
ein Ersatzmitglied zu benennen. 

(3) Ein beratendes Mitglied kann nicht Stellvertreter eines 
stimmberechtigten Mitglieds sein. Auf eine ausgewogene Berücksich-
tigung von Frauen und Männern soll hingewirkt werden. 

§ 35 

Rechnungsprüfungsausschuss 

Der Kreistag bildet aus seiner Mitte einen Rechnungsprüfungsaus-
schuss mit 5 Mitgliedern und bestimmt ein Ausschussmitglied zum 
Vorsitzenden (Art. 89 Abs. 2 LKrO). Als Ausschussmitglied und als 
Ausschussvorsitzender kann auch der Landrat bestellt werden. Ferner 
bestellt der Kreistag für jedes Ausschussmitglied einen Stellvertreter 
für den Fall seiner Verhinderung und bestimmt, welches Ausschuss-
mitglied bei Verhinderung des Ausschussvorsitzenden den Vorsitz 
führen soll. 
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§ 36 

Ausschuss für Tourismus 

(1) Für die Angelegenheiten des Tourismus, der Naherholung 
und des Naturparks Altmühltal bestellt der Kreistag einen Ausschuss 
für Tourismus als beschließenden Ausschuss. 

(2) Für die Bestellung und Einberufung des Ausschusses für 
Tourismus gelten die §§ 32 und 33 GeschO entsprechend. 

(3) Dem Ausschuss für Tourismus können nur Kreisräte ange-
hören. Andere Personen können als Berater von Fall zu Fall zu-
gezogen werden (Art. 29 LKrO). 

§ 37 

Ausschuss für Natur und Umwelt 

(1) Für das Natur- und Umweltprogramm des Landkreises 
Eichstätt bestellt der Kreistag einen Ausschuss für Natur und Umwelt 
als beschließenden Ausschuss. 

(2) Für die Bestellung und Einberufung des Ausschusses für 
Natur und Umwelt gelten die §§ 32 und 33 GeschO entsprechend. 

(3) Dem Ausschuss für Natur und Umwelt können nur Kreisräte 
angehören. Andere Personen können als Berater von Fall zu Fall 
zugezogen werden (Art. 29 LKrO). 

§ 38 

Geschäftsgang der Ausschüsse 

(1) Für den Geschäftsgang des Kreisausschusses und der sonsti-
gen Ausschüsse mit Ausnahme des Jugendhilfeausschusses gelten die 
Bestimmungen dieser Geschäftsordnung für den Kreistag, insbesonde-
re die §§ 11 bis 28 entsprechend, soweit nicht besondere gesetzliche 
Bestimmungen hierfür bestehen. Der Rechnungsprüfungsausschuss 
tagt, soweit er vorberatend tätig ist, nichtöffentlich. 

(2) Kreisräte können auch in nichtöffentlichen Sitzungen von 
Ausschüssen, denen sie nicht angehören, als Zuhörer anwesend sein. 
Ein Mitspracherecht steht ihnen ebenso wie in öffentlicher Sitzung 
von Ausschüssen, denen sie nicht angehören, nicht zu. In Einzelfällen 
kann ein Ausschuss jedoch Kreisräten als Nichtmitgliedern des Aus-
schusses zu bestimmten Tagesordnungspunkten das Wort erteilen, 
wenn dies für die Behandlung des Beratungsgegenstandes sachdien-
lich ist; soweit die Kreisräte zu einem Beratungsgegenstand einen 
Sachantrag gestellt haben, soll ihnen dazu das Wort erteilt werden. 

VI. Teil 

Landrat und Stellvertreter 

§ 39 

Zuständigkeit des Landrats 

(1) Der Landrat vertritt den Landkreis nach außen (Art. 35 
LKrO). 

(2) Der Landrat führt den Vorsitz im Kreistag, im Kreisaus-
schuss und in den weiteren Ausschüssen (Art. 33 LKrO; vgl. auch § 
20 GeschO). Soweit es ihm durch Gesetz gestattet ist (vgl. Art. 17 
Abs. 3 AGSG), kann er den Vorsitz auf einen Vertreter übertragen. 
Für den Rechnungsprüfungsausschuss gilt § 35 Satz 2 GeschO. Der 
Landrat führt die Geschäfte des Landkreises gemäß den Gesetzen und 
Beschlüssen der Kreisorgane. 

(3) Der Landrat bereitet die Sitzungsgegenstände vor; er voll-
zieht die Beschlüsse und beanstandet solche Entscheidungen, die er 
für rechtswidrig hält, setzt ihren Vollzug aus und führt, soweit erfor-
derlich, die Entscheidung der Rechtsaufsichtsbehörde herbei (Art. 54 
LKrO); von einer solchen Aussetzung hat er den Kreistag bzw. den 
beschließenden Ausschuss unverzüglich zu verständigen. 

(4) Der Landrat ist zuständig zur Regelung der innerdienstlichen 
Angelegenheiten des Landratsamts (z. B. Dienstanweisungen und 
Hausordnungen, Geschäftsverteilungspläne, Zeichnungsbefugnis, 
Personal- und Materialeinsatz, Arbeitszeitregelung im Rahmen der 
geltenden Arbeitszeitordnungen, Zahlungsanordnung und deren Über-
tragung). 

(5) Der Landrat ist ferner zuständig für die Angelegenheiten der 
§§ 40 bis 42 GeschO. 

(6) Darüber hinaus kann der Kreistag durch Änderung bzw. Er-
gänzung dieser Geschäftsordnung weitere Verwaltungsaufgaben dem 
Landrat zur selbständigen Erledigung übertragen, soweit es sich nicht 

um Angelegenheiten im Sinne Art. 34 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. Art. 30 
Abs. 1 LKrO handelt. Für die Übertragung der personalrechtlichen 
Befugnisse nach Art. 38 Abs. 1 Satz 3 LKrO ist ein Beschluss des 
Kreistags nötig, der der Mehrheit der stimmberechtigten Kreistags-
mitglieder bedarf. 

§ 40 

Einzelne Aufgaben des Landrats 

(1)Der Landrat erledigt in eigener Zuständigkeit 

1. die laufenden Angelegenheiten, die für den Landkreis keine 
grundsätzliche Bedeutung haben und keine erheblichen Ver-
pflichtungen erwarten lassen (Art. 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LKrO), 

2. die Angelegenheiten des Landkreises, die im Interesse der Sicher-
heit der Bundesrepublik oder eines ihrer Länder geheimzuhalten 
sind (Art. 34 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 LKrO), 

3. weitere Angelegenheiten, die ihm durch Beschluss des Kreistags 
übertragen sind (Art. 34 Abs. 2 und Art. 38 Abs. 1 Satz 3 LKrO). 

(2) Zu den laufenden Angelegenheiten i.S. des Abs. 1 Nr. 1 
bzw. zu den nach Abs. 1 Nr. 3 übertragenen Angelegenheiten gehören 
insbesondere: 

1. der Vollzug der Satzungen und Verordnungen des Landkreises,  

2. der Abschluss von bürgerlich-rechtlichen und öffentlich-
rechtlichen Verträgen (z.B. Kauf-, Miet-, Pacht-, Werk-, Werklie-
ferungsverträge; Straßenbaukosten-, Anschlussgebühren-, Benut-
zungsverträge) und die Vornahme sonstiger bürgerlich-rechtlicher 
und öffentlich-rechtlicher Rechtshandlungen (z.B. Stundung, Er-
lass, Gewährung von Teilzahlungen, grundbuchrechtliche Erklä-
rungen, Kündigungen, Mahnungen, Rücktritte) bis zu einer Wert-
grenze des Rechtsverhältnisses von 40.000 € einmaliger oder lau-
fender jährlicher Belastung, wobei diese Wertgrenze auch für 
Nachtragsaufträge gilt; ohne Rücksicht auf die Wertgrenze sind 
laufende Angelegenheiten der regelmäßig sich wiederholende 
Kauf von Verbrauchsmaterialien (z.B. Brennstoffe, Streumaterial), 
die Anlage von Kassenbeständen und Rücklagen, die außerplan-
mäßige Tilgung von Krediten und Veränderungen von Zinsfest-
schreibungen bei Krediten; außerdem die Abgabe von Prozesser-
klärungen einschließlich Klageerhebung, Einlegung von Rechts-
mitteln und Abschluss von Vergleichen, wenn der Rechtsstreit für 
den Landkreis keine grundsätzliche Bedeutung hat und der Streit-
wert voraussichtlich 40.000 € nicht übersteigt; beim Abschluss 
von bürgerlich-rechtlichen Verträgen und bei der Vornahme sons-
tiger bürgerlich-rechtlicher Rechtshandlungen im Zusammenhang 
mit Grundstücksangelegenheiten ist der Landrat von den Be-
schränkungen des § 181 BGB befreit und berechtigt, Bediensteten 
des Landratsamts Vollmacht und Untervollmacht zu erteilen, 

3. die Gewährung von freiwilligen Zuweisungen und Zuschüssen im 
Rahmen des Haushaltsplans, soweit sie im Einzelfall den Betrag 
von 2.000 € nicht übersteigen; gelten Zuschussrichtlinien, so er-
höht sich der genannte Betrag bei Investitionszuweisungen und -
zuschüssen auf 5.000 € und bei laufenden Zuweisungen und Zu-
schüssen auf den im Haushaltsplan insgesamt festgesetzten Be-
trag, 

4. die Leistung von Zuschüssen und Darlehen an die „Kliniken im 
Naturpark Altmühltal“ GmbH bis zur Höhe der im Kreishaushalt 
veranschlagten und verfügbaren Haushaltsmittel, 

5. die datenschutzrechtliche Freigabe von automatisierten Verfahren, 
mit denen personenbezogene Daten in Kreisangelegenheiten ver-
arbeitet werden, 

6. die Genehmigung zur Verwendung des Landkreiswappens. 

(3) Soweit Aufgaben nach Abs. 2 nicht unter Art. 34 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 LKrO fallen, werden sie hiermit dem Landrat gemäß Art. 
34 Abs. 2 LKrO zur selbständigen Erledigung übertragen. 

§ 41 

Vollzug des Haushaltsplans; überplanmäßige und außer-
planmäßige Ausgaben 

(1) Der Landrat vollzieht den Haushaltsplan nach Maßgabe der 
Beschlüsse des Kreistags, des Kreisausschusses oder der weiteren 
Ausschüsse sowie seiner eigenen Zuständigkeit, insbesondere nach §§ 
39, 40 und 42 GeschO. 
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(2) Der Landrat ist berechtigt, Kassenkredite im Rahmen des 
durch die Haushaltssatzung (Art. 67 LKrO) festgelegten Höchst-
betrages aufzunehmen. 

(3) Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben sind nur 
zulässig, wenn sie unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet ist 
(vgl. Art. 60 Abs. 1 LKrO). Der Landrat ist berechtigt, bis zur Höhe 
von 100.000 € Mittel, die durch anderweitige Einsparungen zur Ver-
fügung stehen, Mehreinnahmen und Mittel der Deckungsreserve in 
Anspruch zu nehmen. 

§ 42 

Dringliche Anordnungen und unaufschiebbare Geschäfte 

(1) Der Landrat ist befugt, an Stelle des Kreistags, des Kreis-
ausschusses und der weiteren Ausschüsse dringliche Anordnungen zu 
treffen und unaufschiebbare Geschäfte zu besorgen (Art. 34 Abs. 3 
LKrO). Dringliche Anordnungen sind solche, die innerhalb eines 
Zeitraumes erlassen werden müssen, in dem eine Kreistags-, Kreisaus-
schuss- oder sonstige Ausschusssitzung nicht stattfinden kann. Unauf-
schiebbare Geschäfte sind solche, deren Aufschub bis zur Erledigung 
durch den Kreistag, Kreisausschuss oder sonstigen zuständigen Aus-
schuss einen erheblichen Nachteil für die Angelegenheit, den Land-
kreis oder einen Einzelnen zur Folge hätten. 

(2) Der Landrat hat dem Kreistag oder dem sonstigen zustän-
digen Ausschuss in der nächsten Sitzung von Anordnungen und der 
Besorgung von Geschäften gemäß Abs. 1 Kenntnis zu geben (Art. 34 
Abs. 3 Satz 2 LKrO). 

§ 43 

Delegation von Aufgaben und Befugnissen auf Personal des Land-
ratsamts 

(1) Dem Landrat stehen für seine Geschäfte die dem Land-
ratsamt zugewiesenen Staatsbediensteten und die Kreisbediensteten 
zur Seite. Der Landrat weist ihnen ihre Aufgabe zu. Er kann seine 
Befugnisse in Angelegenheiten der laufenden Verwaltung teilweise 
den Staatsbediensteten oder den Kreisbediensteten übertragen und 
hierbei entsprechende Zeichnungsvollmacht erteilen; eine darüber 
hinausgehende Übertragung bedarf der Zustimmung des Kreistags 
(Art. 37 Abs. 4 LKrO). Der Landrat kann Staatsbediensteten Kreisan-
gelegenheiten und Kreisbediensteten Staatsangelegenheiten übertra-
gen, soweit nicht gesetzliche Vorschriften entgegenstehen. Er kann 
ihnen dabei in Angelegenheiten der laufenden Verwaltung auch das 
Zeichnungsrecht übertragen (Art. 37 Abs. 4 LKrO). Eine Über-
einstimmung zwischen Geschäftsverteilung und Regelung des Zeich-
nungsrechts ist anzustreben. 

(2) Der Landrat führt die Dienstaufsicht über die Staats- und 
Kreisbediensteten, er übt ferner die Befugnisse des Dienstvorgesetzten 
gegenüber den Kreisbeamten aus (Art. 37 Abs. 3, 38 Abs. 3 LKrO). 

§ 44 

Vollzug der Staatsaufgaben 

Im Vollzug der Staatsaufgaben (§ 2 Abs. 2 GeschO) wird der 
Landrat als Organ des Staates tätig und untersteht lediglich den Wei-
sungen seiner vorgesetzten Dienststellen (Art. 37 Abs. 6 LKrO). 

§ 45 

Stellvertreter des Landrats 

(1) Der Stellvertreter des Landrats hat den Landrat für den Fall 
seiner Verhinderung in allen seinen Geschäften (Staats- und Kreisauf-
gaben) zu vertreten. Bei kurzdauernder Abwesenheit des Landrats (bis 
zu 6 Arbeitstagen) bedarf es der Stellvertretung nicht, solange und 
soweit die laufende Verwaltung des Landratsamts durch die Zeich-
nungsvollmacht nach Art. 37 Abs. 4 LKrO gewährleistet ist. 

(2) Der Landrat soll den Stellvertreter im Hinblick auf den Ver-
tretungsfall laufend über die grundsätzlichen Angelegenheiten des 
Landratsamts informieren. 

(3) Ist auch der gewählte Stellvertreter verhindert, so vertritt den 
Landrat 

a) im Kreistag und in den Ausschüssen der aus der Mitte des Kreis-
tags bestellte weitere Vertreter, bei dessen Verhinderung das ältes-
te anwesende Kreistagsmitglied, 

b) im Übrigen ein Beamter der vierten Qualifikationsebene, den der 
Landrat bestimmt, bei dessen Verhinderung der dienstälteste juris-
tische Beamte. 

Zum weiteren Stellvertreter können nur Deutsche im Sinn des Art. 
116 Abs. 1 des Grundgesetzes bestellt werden (Art. 36 Halbsatz 2 
LKrO). 

(4) Der Landrat hat seine Stellvertreter schriftlich besonders zu 
verpflichten, alle Angelegenheiten geheimzuhalten, die im Interesse 
der Sicherheit oder anderer wichtiger Belange der Bundesrepublik 
oder eines ihrer Länder Unbefugten nicht bekannt werden dürfen. In 
gleicher Weise hat der Landrat Bedienstete zu verpflichten, bevor sie 
mit solchen Angelegenheiten befasst werden. 

VII. Teil 

Landratsamt 

§ 46 

Landratsamt 

(1) Das Landratsamt ist Verwaltungsbehörde des Landkreises 
(vgl. § 2 Abs. 1 Satz 2 GeschO) und untere staatliche Verwaltungsbe-
hörde (vgl. § 2 Abs. 2 GeschO). Das Personal des Landratsamts erhält 
Anweisungen ausschließlich vom Landrat und nach Maßgabe der 
Geschäftsverteilung von anderen Vorgesetzten. 

(2) Die Geschäftsverteilung richtet sich nach dem vom Landrat 
zu erlassenden Geschäftsverteilungsplan (Art. 40 Abs. 3 LKrO). 

(3) Das Landratsamt ist verpflichtet, in Kreisangelegenheiten 
jedem Kreisrat Auskunft zu erteilen, der um eine solche Auskunft 
beim Landrat nachsucht (Art. 23 Abs. 2 Satz 2 LKrO). Hierbei kann 
der Landrat im Einzelfall auch die Akteneinsicht gestatten. 

VIII. Teil 

Schlussbestimmung 

§ 47 

Inkrafttreten 

Diese Geschäftsordnung tritt mit Wirkung vom 1. Mai 2014 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung vom 1. Mai 2008 außer 
Kraft. Satz 

 

Eichstätt, 12. Mai 2014 

gez. Anton K n a p p ,  Landrat 

 

 

 
125 Satzung zur Regelung der Entschädigung der Kreisräte 

und sonstiger ehrenamtlich tätiger Kreisbürger 

Der Kreistag des Landkreises Eichstätt erlässt aufgrund der Art. 
14a und 17 der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern (LKrO) 
folgende Satzung: 

§ 1 

Die Kreisräte erhalten eine monatliche Aufwandsentschädigung in 
Höhe von 40 €. 

§ 2 

(1) Für die Teilnahme an einer Sitzung des Kreistags oder eines 
Ausschusses erhalten die Kreisräte für jeden Sitzungstag eine Ent-
schädigung in Höhe von 50 €, für die Teilnahme an jeweils einer 
Fraktionssitzung vor einer Kreistagssitzung eine Entschädigung (incl. 
pauschaler Wegstreckenentschädigung) in Höhe von 40 €. 

(2) Für außerhalb des Sitzungsorts wohnende Kreisräte wird 

bei Kreistags- und Ausschusssitzungen eine Wegstreckenent-
schädigung aus triftigen Gründen nach Art. 6 Abs. 1 des Bayer. Rei-
sekostengesetzes gezahlt (derzeit 0,35 € je Kilometer), höchstens 
jedoch die nach dem geltenden Steuerrecht als steuerfrei anerkannte 
Wegstreckenentschädigung gezahlt. 

(3) Arbeitnehmern wird der ihnen entstandene nachgewiesene 
Verdienstausfall auf Grund einer Teilnahme an einer Kreistags- oder 
Ausschusssitzung ersetzt. Der Betrag der entgangenen Vergütung oder 
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des entgangenen Lohnes ist durch eine Bescheinigung des Arbeitge-
bers nachzuweisen. 

(4) Selbständig Tätige und Nichterwerbstätige, die einen Fa-
milienhaushalt führen, erhalten für die durch die Teilnahme an einer 
Kreistags- oder Ausschusssitzung entstehende Zeitversäumnis eine 
Verdienstausfallentschädigung in Höhe von 15 € für jede angefangene 
Stunde Sitzungsdauer. Für die Hin- und Rückreise zum Sitzungsort 
wird eine Stunde hinzugerechnet. 

(5) Personen, die keine Ersatzansprüche nach Abs. 3 und 4 ha-
ben, denen aber im beruflichen oder häuslichen Bereich durch die 
Teilnahme an einer Kreistags- oder Ausschusssitzung ein Nachteil 
entsteht, der nur durch das Heranziehen einer Hilfskraft ausgeglichen 
werden kann, erhalten gegen Nachweis eine Entschädigung in Höhe 
des Entschädigungssatzes nach Abs. 4. 

(6) Für auswärtige Dienstgeschäfte werden Reisekosten und 
Tagegelder nach den Sätzen der Stufe B des Bayer. Reisekos-
tengesetzes in der jeweils gültigen Fassung gewährt. 

§ 3 

Die Fraktionsvorsitzenden der im Kreistag vertretenen Parteien 
und Wählergruppen erhalten neben den Entschädigungen nach §§ 1 
und 2 zur Deckung ihres Aufwands und des Aufwands der Fraktion 
eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von  
10 € je Fraktionsmitglied. 

§ 4 

Die Bestimmungen des § 2 Abs. 2 gelten für ehrenamtlich tätige 
Kreisbürger, die nicht Kreisräte sind (sonstige ehrenamtlich tätiger 
Kreisbürger), vorbehaltlich vorrangiger gesetzlicher Regelungen 
entsprechend, soweit die Tätigkeit nicht zu ihrem Aufgabenkreis im 
öffentlichen Dienst gehört oder damit im Zusammenhang steht. Über 
eine davon abweichende Entschädigung sonstiger ehrenamtlich tätiger 
Kreisbürger entscheidet vorbehaltlich vorrangiger gesetzlicher Rege-
lungen der Kreisausschuss. 

§ 5 

(1) Der gewählte Stellvertreter des Landrats (Art. 32 LKrO) er-
hält eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 12% der 
Grundvergütung des Landrats zuzüglich einer pauschalen Wegstre-
ckenentschädigung in Höhe von 400 €; je Vertretungstag erhält der 
gewählte Stellvertreter außerdem 100 €. 

(2) Der weitere Stellvertreter des Landrats (Art. 36 LKrO) erhält 
eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 6% der Grund-
vergütung des Landrats zuzüglich einer pauschalen Wegstreckenent-
schädigung in Höhe von 300 €; je Vertretungstag erhält der weitere 
Stellvertreter außerdem 65 €. 

§ 6 

Diese Satzung tritt am 1. Mai 2014 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
bisherige Satzung zur Regelung der Entschädigung der Kreisräte und 
sonstiger ehrenamtlich tätiger Kreisbürger vom 9. Mai 2008 außer 
Kraft. 

 

Eichstätt, 12. Mai 2014 

gez. Anton K n a p p ,  Landrat 

 

 

 

Bekanntmachungen anderer Behörden 

 
Zweckverband Verkehrsgemeinschaft Region In-
golstadt (VGI) 

126 Bekanntmachung der Haushaltssatzung des Zweckver-
bandes Verkehrsgemeinschaft Region Ingolstadt für das 
Haushaltsjahr 2014 

Die Haushaltssatzung des Zweckverbandes Verkehrsgemeinschaft 
Region Ingolstadt (VGI) wurde im Oberbayerischen Amtsblatt Nr. 13 

vom 27. Juni 2014 amtlich bekannt gemacht. Auf die Bekanntma-
chung wird hingewiesen. 

 

Eichstätt, 30.06.2014 

Anton Knapp 

Landrat, Verbandsvorsitzender 

 

 

 
Zweckverband für Tierkörperbeseitigung 

127 Haushaltssatzung des Zweckverbandes für Tierkörper-
beseitigung Gunzenhausen für das Haushaltsjahr 2014 

Der Zweckverband für Tierkörperbeseitigung Gunzenhausen hat 
die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2014 der Regierung von 
Mittelfranken als Rechtsaufsichtsbehörde vorgelegt. 

Gemäß Art. 24 Abs. 1 Satz 2 KommZG i.V.m. § 22 Abs. 2 der 
Verbandssatzung wird die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2014 im Mittelfränkischen Amtsblatt Nr. 7 am 15. Juli 2014 amtlich 
bekannt gemacht. 

 

 

 
Zweckverband zur Wasserversorgung der Böhmfelder 
Gruppe 

128 Verbandssatzung des Zweckverbandes zur Wasserver-
sorgung der Böhmfelder Gruppe nach dem Muster IM-
Bek vom 03.03.I967 (MABI S. I75) 

Der Zweckverband zur Wasserversorgung der Böhmfelder Gruppe 
erlässt aufgrund des Art. 19 Abs. 1 KommZG  folgende 

Verbandssatzung 

I. Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Rechtsstellung 

(1) Der Zweckverband führt den Namen „Zweckverband zur 
Wasserversorgung der Böhmfelder Gruppe“. Er ist eine Körperschaft 
des öffentlichen Rechts. 

(2) Der Zweckverband hat seinen Sitz in Böhmfeld. 

§ 2 Verbandsmitglieder 

(1) Verbandsmitglieder sind die Gemeinden Böhmfeld, Hitzh-
ofen und der Markt Gaimersheim. 

(2) Andere Gemeinden oder Landkreise können dem Zweck-
verband beitreten. Der Beitritt bedarf einer Änderung der Verbands-
satzung und der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

(3) Jedes Verbandsmitglied kann zum Schluss eines Rechnungs-
jahres aus dem Zweckverband austreten, wenn die Verbandsversamm-
lung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsmäßigen 
Stimmenzahl zustimmt. Der Austritt muss mindestens ein Jahr vorher 
schriftlich erklärt werden; er bedarf einer Änderung der Verbandssat-
zung und der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Das Recht, aus 
wichtigem Grund zu kündigen (Art. 45 Abs. 3 KommZG), bleibt 
unberührt. 

§ 3 Räumlicher Wirkungsbereich 

Der räumliche Wirkungsbereich des Zweckverbandes umfasst das 
Gebiet seiner Mitglieder: 

1. das Gebiet der Gemeinde Böhmfeld 

2. das Gebiet der Gemeinde Hitzhofen 

3. das Gebiet des Gemeindeteils Lippertshofen einschließlich des 
Weilers „Reisberg“ vom Markt Gaimersheim. 

§ 4 Aufgaben des Zweckverbandes und der Verbandsmitglieder 

(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, eine gemeinsame Was-
serversorgungsanlage einschließlich der Ortsnetze zu errichten, zu 
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betreiben, zu unterhalten, die Anlage im Bedarfsfall zu erweitern und 
bereits vorhandene Ortsnetze zu übernehmen; er versorgt die Endver-
braucher mit Trinkwasser, das den einschlägigen DIN-Vorschriften 
entsprechen muss. 

(2) Das Recht und die Pflicht der Verbandsmitglieder, die dem 
Zweckverband übertragenen Aufgaben zu erfüllen, und die notwendi-
gen Befugnisse gehen auf den Zweckverband über. 

(3) Der Zweckverband hat das Recht, an Stelle der Verbands-
mitglieder Satzungen und Verordnungen für das übertragene Aufga-
bengebiet zu erlassen. 

(4) Die Verbandsmitglieder sichern und überwachen in ihrem 
Gebiet die Versorgungsanlagen des Zweckverbandes nach dessen 
Richtlinien. Sie halten die für den Feuerschutz eingebauten Anlagetei-
le auf ihre Kosten gebrauchsfähig. 

(5) Die Verbandsmitglieder lesen die Wasserzähler ab. Der 
Zweckverband kann die Zähler auf Kosten der Verbandsmitglieder 
selbst ablesen. 

II. Verfassung und Verwaltung 

§ 5 Verbandsorgane 

Die Organe des Zweckverbandes sind 

1. die Verbandsversammlung  

2. der Verbandsvorsitzende. 

§ 6 Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus dem Verbandsvorsit-
zenden und den übrigen Verbandsräten. 

(2) Die Zahl der Vertreter, die ein Verbandsmitglied in die Ver-
bandsversammlung entsendet, richtet sich nach der in seinem Gebiet 
abgenommenen jährlichen Wassermenge, wobei je 20.000 cbm das 
Recht ergeben, einen weiteren Vertreter in die Verbandsversammlung 
zu entsenden. Jedes Verbandsmitglied entsendet mindestens einen 
Verbandsrat. Die Berechnung wird alle drei Jahre nach dem Durch-
schnitt der vorausgegangenen drei Jahre neu vorgenommen. 

(3) Jeder Verbandsrat hat einen Stellvertreter für den Fall seiner 
Verhinderung; Verbandsräte können nicht Stellvertreter sein. Die 
Verbandsräte und ihre Stellvertreter sind von den Verbandsmitglie-
dern dem Verbandsvorsitzenden schriftlich zu benennen. Beamte und 
Beschäftigte des Zweckverbandes können nicht Mitglieder der Ver-
bandsversammlung sein. 

(4) Für Verbandsräte, die kraft ihres Amtes der Verbandsver-
sammlung angehören (erste Bürgermeister), endet das Amt als Ver-
bandsrat mit dem Ende ihres kommunalen Wahlamts; entsprechendes 
gilt für ihre Stellvertreter. Die anderen Verbandsräte und ihre Stellver-
treter werden durch Beschluss der Vertretungsorgane der Verbands-
mitglieder bestellt, und zwar für die Dauer der Wahlzeit der Vertre-
tungsorgane, wenn Mitglieder dieser Organe bestellt werden, andern-
falls für sechs Jahre. Die Bestellung nach Satz 2 kann durch Beschluss 
der Vertretungsorgane aus wichtigem Grund widerrufen werden; sie 
ist zu widerrufen, wenn ein Verbandsrat, der dem Vertretungsorgan 
eines Verbandsmitglieds angehört, vorzeitig aus dem Wahlamt oder 
der Vertretungskörperschaft ausscheidet. Die Verbandsräte und ihre 
Stellvertreter üben ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen Verbands-
räte weiter aus. 

§ 7 Einberufung der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung tritt auf schriftliche Einladung 
des Verbandsvorsitzenden zusammen. Die Einladung muss Tagungs-
zeit und -ort und die Beratungsgegenstände angeben und den Ver-
bandsräten spätestens eine Woche vor der Sitzung zugehen. In drin-
genden Fällen kann der Verbandsvorsitzende die Frist bis auf vierund-
zwanzig Stunden abkürzen. 

(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich mindestens einmal 
einzuberufen. Sie muss außerdem einberufen werden, wenn es ein 
Drittel der Verbandsräte oder die Aufsichtsbehörde oder das Bayer. 
Landesamt für Wasserversorgung und Gewässerschutz oder das Was-
serwirtschaftsamt Ingolstadt beantragt; im Antrag sind die Beratungs-
gegenstände anzugeben. 

(3) Die Aufsichtsbehörde und das Bayer. Landesamt für Was-
serversorgung und Gewässerschutz und das Wasserwirtschaftsamt 

Ingolstadt sind von der Sitzung zu unterrichten. Abs. 1 Satz 2 und 3 
gilt entsprechend. 

§ 8 Sitzungen der Verbandsversammlung 

(1) Der Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsgegenstände 
der Verbandsversammlung vor. Er leitet die Sitzung und handhabt die 
Ordnung während der Sitzung.  

(2) Die Vertreter der Aufsichtsbehörde und des Bayer. Landes-
amts für Wasserversorgung und Gewässerschutz und des Wasserwirt-
schaftsamtes Ingolstadt, der Geschäftsleiter und der Kassenverwalter 
haben das Recht, an den Sitzungen beratend teilzunehmen. Auf An-
trag ist ihnen das Wort zu erteilen. Die Verbandsversammlung kann 
auch andere Personen hören. 

§ 9 Beschlüsse und Wahlen in der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtli-
che Verbandsräte ordnungsgemäß geladen sind und die Mehrheit der 
Verbandsräte anwesend und stimmberechtigt ist. Über andere als in 
der Einladung angegebene Beratungsgegenstände darf nur dann Be-
schluss gefasst werden, wenn alle Verbandsräte erschienen und mit 
einer Beschlussfassung einverstanden sind. 

(2) Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussunfähig-
keit, die nicht auf der persönlichen Beteiligung der Mehrheit der 
Verbandsräte beruht, innerhalb von vier Wochen zum zweiten Mal zur 
Verhandlung über denselben Gegenstand einberufen, so ist sie ohne 
Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig; auf diese 
Folge ist in der zweiten Ladung ausdrücklich hinzuweisen. 

(3) Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit 
oder diese Verbandssatzung nicht etwas anderes vorschreiben, werden 
die Beschlüsse der Verbandsversammlung mit einfacher Mehrheit der 
Abstimmenden gefasst; es wird offen abgestimmt. Jeder Verbandsrat 
hat eine Stimme. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. 
Kein Verbandsrat darf sich der Stimme enthalten; enthält sich ein 
Verbandsrat trotzdem der Stimme, so gehört er nicht zu den Abstim-
menden. 

(4) Bei Wahlen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend; die 
Vorschriften über die persönliche Beteiligung finden keine Anwen-
dung. Es wird geheim abgestimmt. Gewählt ist, wer mehr als die 
Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Wird die Mehrheit 
im ersten Wahlgang nicht erreicht, so findet eine Stichwahl unter den 
beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmenzahlen statt. Bei Stim-
mengleichheit in der Stichwahl entscheidet das Los. Haben im ersten 
Wahlgang drei oder mehr Bewerber die gleiche Anzahl von Stimmen 
erhalten, so entscheidet das Los, welche Bewerber in die Stichwahl 
kommen. Hat ein Bewerber die höchste, zwei oder mehr Bewerber die 
gleiche nächst höhere Stimmenzahl erhalten, so entscheidet das Los, 
wer von diesen in die Stichwahl mit dem Bewerber mit der höchsten 
Stimmenzahl kommt. 

(5) Die Beschlüsse und Wahlergebnisse sind unter Angabe von 
Tag und Ort der Sitzung, der Namen der anwesenden Verbandsräte, 
der behandelten Gegenstände und der Abstimmungsergebnisse 
(Stimmenverhältnis) in ein Beschlussbuch einzutragen und von dem 
Verbandsvorsitzenden und der mit der Schriftführung beauftragten 
Person zu unterzeichnen. Dafür kann eine Dienstkraft des Zweckver-
bandes oder eines Verbandsmitglieds, soweit dieses zustimmt, zuge-
zogen werden. Verbandsräte, die einem Beschluss nicht zugestimmt 
haben, können bis zum Schluss der Sitzung verlangen, dass das in der 
Niederschrift vermerkt wird. Abschriften der Niederschrift sind den 
Verbandsmitgliedern zu übermitteln. 

§ 10 Zuständigkeit der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung ist ausschließlich zuständig für 

1. die Entscheidung über die Errichtung und die wesentliche Erwei-
terung der den Verbandsaufgaben dienenden Einrichtungen; 

2. die Beschlussfassung über den Erlass, die Änderung oder die 
Aufhebung von Satzungen und Verordnungen; 

3. die Beschlussfassung über die jährliche Haushaltssatzung; 

4. die Beschlussfassung über den Stellenplan für die Dienstkräfte; 

5. die Feststellung und endgültige Anerkennung der Rechnung; 

6. die Wahl des Verbandsvorsitzenden und der Stellvertreter, die 
Bestellung der Mitglieder des Verbandsausschusses und die Fest-
setzung von Entschädigungen; 
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7. die Bildung, Besetzung und Auflösung weiterer Ausschüsse; 

8. den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Geschäftsord-
nung für die Verbandsversammlung; 

9. den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Betriebsord-
nung; 

10. die Beschlussfassung über die Änderung der Verbandssatzung, die 
Auflösung des Zweckverbandes und die Bestellung von Abwick-
lern. 

11. die Bediensteten des Zweckverbandes ab Entgeltgruppe 9 TVÖD 
im Rahmen des Stellenplanes einzustellen, höher zu gruppieren 
und zu kündigen. 

(2) Die Verbandsversammlung beschließt ferner über die ande-
ren ihr im Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit zugewiesenen 
Gegenstände. Sie ist insbesondere zuständig für die Beschlussfassung 
über 

1. den Erwerb, die Belastung und die Veräußerung von Grundstü-
cken; 

2. den Abschluss von Rechtsgeschäften aller Art, die für den Zweck-
verband  Verpflichtungen in Höhe von mehr als 10.000 Euro mit 
sich bringen;  

3. den Gesamtplan der im Rechnungsjahr oder in mehreren Rech-
nungsjahren durchzuführenden Unterhaltungsarbeiten. 

§ 11 Wahl des Verbandsvorsitzenden 

(1) Der Verbandsvorsitzende und die Stellvertreter werden von 
der Verbandsversammlung aus ihrer Mitte gewählt. Der Verbandsvor-
sitzende soll der gesetzliche Vertreter eines Verbandsmitglieds sein. 

(2) Der Verbandsvorsitzende und die Stellvertreter werden auf 
die Dauer von sechs Jahren, sind sie Inhaber eines kommunalen 
Wahlamtes eines Verbandsmitgliedes, auf die Dauer dieses Amtes 
gewählt. Sie üben ihr Amt nach Ablauf der Zeit, für die sie gewählt 
sind, bis zum Amtsantritt des neu gewählten Verbandsvorsitzenden 
weiter aus. 

§ 12 Zuständigkeit des/der Verbandsvorsitzenden 

(1) Der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband nach 
außen. 

(2) Der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Ver-
bandsversammlung und erledigt in eigener Zuständigkeit alle Angele-
genheiten, die nach der Gemeindeordnung kraft Gesetzes dem ersten 
Bürgermeister zukommen. Er erfüllt die ihm im Gesetz über die 
kommunale Zusammenarbeit zugewiesenen weiteren Aufgaben. 

(3) Durch besonderen Beschluss der Verbandsversammlung 
können dem Verbandsvorsitzenden unbeschadet des §10 Abs.1 weite-
re Angelegenheiten zur selbstständigen Erledigung übertragen wer-
den. 

(4) Der Verbandsvorsitzende kann einzelne Befugnisse den 
Stellvertretern und laufende Verwaltungsangelegenheiten Dienstkräf-
ten des Zweckverbands oder mit Zustimmung eines Verbandsmit-
glieds dessen Dienstkräften übertragen. 

(5) Erklärungen, durch die der Zweckverband verpflichtet wer-
den soll, bedürfen der Schriftform. Das gilt nicht bei Geschäften, die 
für den Zweckverband einmalige Verpflichtungen von nicht mehr als 
1.000 Euro mit sich bringen. 

§ 13 Rechtsstellung des/der Verbandsvorsitzenden 

(1) Der/die Verbandsvorsitzende und seine Stellvertreter sind 
ehrenamtlich tätig.  

§ 14 Geschäftsführung; Geschäftsstelle; Geschäftsleiter 

(1) Die Verbandsversammlung erlässt zur Regelung des Ge-
schäftsgangs eine Geschäftsordnung für den Zweckverband. 

(2) Die Geschäftsstelle des Zweckverbandes befindet sich in 
85113 Böhmfeld, Hofstetter Straße 24  

(3) Die Verbandsversammlung bestellt einen Geschäftsleiter. 
Sie kann ihm durch Beschluss Zuständigkeiten des Verbandsvorsit-
zenden nach 

§12 Abs.2 übertragen. Durch gesonderten Beschluss kann sie ihm 
ferner unbeschadet des §10 Abs.1 weitere Angelegenheiten zur selbst-
ständigen Erledigung übertragen. 

Der Geschäftsleiter nimmt an den Sitzungen der Verbandsver-
sammlung beratend teil. 

III. Wirtschafts- und Haushaltsführung 

§ 15 Anzuwendende Vorschriften 

Für die Wirtschafts- und Haushaltsführung des Zweckverbandes 
gelten die Vorschriften für Gemeinden bis zu 3000 Einwohnern , 
soweit sich nicht aus dem Gesetz über die kommunale Zusammenar-
beit etwas anderes ergibt. 

§ 16 Haushaltssatzung 

(1) Der Entwurf der Haushaltssatzung ist den Verbandsmitglie-
dern spätestens eine  Woche vor der Beschlussfassung in der Ver-
bandsversammlung zu übermitteln. 

(2) Die Haushaltssatzung ist spätestens einen Monat vor Beginn 
des Rechnungsjahres zu beschließen und mit ihren Anlagen der Auf-
sichtsbehörde vorzulegen. Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr. 

(3) Die Haushaltssatzung wird, wenn rechtsaufsichtliche Ge-
nehmigungen erforderlich sind, nach Erteilung der Genehmigungen, 
sonst vier Wochen nach der Vorlage an die Aufsichtsbehörde nach 
§21 Abs.1 bekannt gemacht. 

§ 17 Deckung des Finanzbedarfs 

(1) Der Zweckverband erhebt von den Wasserabnehmern Ge-
bühren und Beiträge nach den Vorschriften des Kommunalabgaben-
rechts. 

(2) Der durch Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen 
nicht gedeckte Finanzbedarf für die Errichtung, Erweiterung und 
Erneuerung der Wasserversorgungsanlage wird auf die Verbandsmit-
glieder umgelegt (Investitionsumlage). Umlegungsschlüssel ist die 
Einwohnerzahl. 

(3) Der durch Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen 
nicht gedeckte laufende Finanzbedarf wird auf die Verbandsmitglieder 
umgelegt (Betriebskostenumlage). Umlegungsschlüssel ist das Ver-
hältnis der im vorletzten Jahr im Gebiet der einzelnen Verbandsmit-
glieder abgenommenen Wassermengen. 

§ 18 Festsetzung und Zahlung der Umlagen 

(1) Die Investitionsumlage und die Betriebskostenumlage wer-
den in der Haushaltssatzung für jedes Rechnungsjahr neu festgesetzt. 
Sie können nur während des Rechnungsjahres durch eine Nachtrags-
haushaltssatzung geändert werden. 

(2) Bei der Festsetzung der Investitionsumlage ist anzugeben: 

a) die Höhe des durch Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen 
nicht gedeckten Finanzbedarfs für die Errichtung, Erweiterung 
und Erneuerung der Wasserversorgungsanlage (Umlagesoll); 

b) die Höhe des Investitionsumlagebetrages für jedes Verbandsmit-
glied. 

(3) Bei der Festsetzung der Betriebskostenumlage ist anzuge-
ben: 

a) die Höhe des durch Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen 
nicht gedeckten laufenden Finanzbedarfs (Umlagesoll); 

b) die im vorletzten Jahr insgesamt abgenommene Wassermenge 
(Bemessungsgrundlage); 

c) der Betriebskostenumlagebetrag, der auf je 100 cbm der im vor-
letzten Jahr abgenommenen Wassermenge trifft (Umlagesatz); 

d) die Höhe des Betriebskostenumlagebetrages für jedes Verbands-
mitglied. 

(4) Die Umlagebeträge sind den einzelnen Verbandsmitgliedern 
durch schriftlichen Bescheid mitzuteilen (Umlagebescheid). 

(5) Die Investitionsumlage und die Betriebskostenumlage wer-
den mit einem Viertel ihrer Jahresbeträge am 10. jedes dritten Quar-
talsmonats fällig. Werden sie nicht rechtzeitig entrichtet, so können 
von den säumigen Verbandsmitgliedem Verzugszinsen bis zu 1 v. H. 
für den Monat gefordert werden. 

(6) Ist die Investitionsumlage oder die Betriebskostenumlage 
bei Beginn des Rechnungsjahres noch nicht festgesetzt, so kann der 
Zweckverband bis zur Festsetzung vorläufige vierteljährliche Teilbe-
träge in Höhe der im abgelaufenen Rechnungsjahr zuletzt erhobenen 
Teilbeträge erheben. Nach Festsetzung der Umlage für das laufende 
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Rechnungsjahr ist über die vorläufigen Zahlungen zum nächsten 
Fälligkeitszeitpunkt abzurechnen. 

§ 19 Kassenverwaltung 

Der Kassenverwalter und sein Stellvertreter werden von der Ver-
bandsversammlung bestellt.  

§ 20 Jahresrechnung, Prüfung 

(1) Der Verbandsvorsitzende legt die Jahresrechnung der Ver-
bandsversammlung innerhalb von sechs Monaten nach Abschluss des 
Rechnungsjahres vor. 

(2) Die Jahresrechnung soll von der Verbandsversammlung o-
der von einem Prüfungsausschuss binnen zwölf Monaten örtlich ge-
prüft werden. Der Prüfungsausschuss ist aus der Mitte der Verbands-
versammlung zu bilden. Er besteht aus drei Verbandsräten. 

(3) Nach der örtlichen Prüfung wird die Jahresrechnung von der 
Verbandsversammlung festgestellt. 

(4) Nach der Feststellung der Jahresrechnung veranlasst der 
Verbandsvorsitzende die überörtliche Rechnungsprüfung und die 
Prüfung durch den Bilanzprüfer. Überörtliches Prüfungsorgan ist die 
staatliche Rechnungsprüfungsstelle des Landratsamtes Eichstätt für 
die Jahresrechnung, der Bayer.Kommunale Prüfungsverband für die 
Bilanz.. 

(5) Aufgrund des Ergebnisses der überörtlichen Rechnungsprü-
fung und der Prüfung durch den Bilanzprüfer beschließt die Ver-
bandsversammlung endgültig über die Anerkennung der Jahresrech-
nung. 

IV. Schlussbestimmungen 

§ 21 Öffentliche Bekanntmachungen 

(1) Die Satzungen und Verordnungen des Zweckverbandes 
werden im Amtsblatt des Landkreises Eichstätt bekannt gemacht. Die 
Verbandsmitglieder weisen in der für die Bekanntmachung ihrer 
Satzungen vorgesehenen Form auf diese Bekanntmachung hin. Die 
Satzungen und Verordnungen können in der Geschäftsstelle des 
Zweckverbandes eingesehen werden. 

(2) Sonstige öffentliche Bekanntmachungen des Zweckverban-
des sind in ortsüblicher Weise vorzunehmen. Die Aufsichtsbehörde 
kann darüber hinaus eine Veröffentlichung im Amtsblatt des Landkre-
ies Eichstätt anordnen. 

§ 22 Besondere Zuständigkeiten der Aufsichtsbehörde 

(1) Die Aufsichtsbehörde kann die Verbandsversammlung ein-
berufen, wenn der Vorsitzende und die Stellvertreter verhindert sind 
und die Tagung der Verbandsversammlung unaufschiebbar ist. 

(2) Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und den 
Verbandsmitgliedern, wenn sie sich gleichgeordnet gegenüberstehen, 
und bei Streitigkeiten der Mitglieder des Zweckverbandes untereinan-
der aus dem Verbandsverhältnis ist die Aufsichtsbehörde zur Schlich-
tung anzurufen. 

§ 23 Auflösung 

(1) Die Auflösung des Zweckverbandes bedarf einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der satzungsmäßigen Stimmenzahl in der Verbands-
versammlung und der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Die Auf-
lösung ist wie diese Verbandssatzung bekannt zu machen. Sie ist nur 
zulässig, wenn dadurch die Wasserversorgung im Verbandsgebiet 
nicht gefährdet ist.  

(2) Findet eine Abwicklung statt, so haben die beteiligten Ge-
meinden das Recht, die auf ihrem Gebiet gelegenen Gegenstände des 
Anlagevermögens zum geschätzten Zeitwert zu übernehmen. Im 
Übrigen ist das Vermögen nach Befriedigung der Gläubiger an die 
Verbandsmitglieder unter Anrechnung der übernommenen Gegen-
stände nach dem Verhältnis der von ihnen insgesamt entrichteten 
Investitionsumlagebeträge zu verteilen. Soweit das Vermögen die 
entrichteten Investitionsumlagebeträge übersteigt, darf es nur für 
steuerbegünstigte Zwecke verwendet werden. 

(3) Scheidet ein Verbandsmitglied aus dem Zweckverband aus, 
ohne dass dadurch der Zweckverband aufgelöst wird, so wird es mit 
dem Betrag abgefunden, den es bei der Auflösung erhalten würde, 
wenn der Zweckverband zum Zeitpunkt seines Ausscheidens aufge-
löst werden würde. Es hat das Recht, die auf seinem Gebiet belegenen 
Gegenstände des Anlagevermögens unter Anrechnung auf seinen 

Abfindungsanspruch zum geschätzten Zeitwert zu übernehmen. Der 
Abfindungsanspruch wird 2 Jahre nach dem Ausscheiden, spätestens 
im Fall der Auflösung des Zweckverbandes fällig. Die Beteiligten 
können für die Berechnung und Fälligkeit des Abfindungsanspruchs 
eine abweichende Regelung vereinbaren. 

§ 24 In-Kraft-Treten 

(1) Diese Verbandssatzung tritt zum 01.05.2014 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung vom 09.06.2008 
(Amtsblatt des Landkreises Eichstätt Nr. 28 vom 11.07.2008) außer 
Kraft. 

 

Böhmfeld, den 23.06.2014 

Zweckverband zur Wasserversorgung der Böhmfelder Gruppe  

Gez. O s t e r m e i e r ,  Verbandsvorsitzender  

 

 

 
129 Entschädigungssatzung für den Zweckverband zur Was-

serversorgung der Böhmfelder Gruppe 

Der Zweckverband zur Wasserversorgung der Böhmfelder Gruppe 
erlässt auf Grund Art.30 Abs.2 des Gesetzes über die kommunale 
Zusammenarbeit (Komm ZG) sowie Art.20a und Art.23 der Gemein-
deordnung für den Freistaat Bayern (GO) und § 11 der Verbandssat-
zung gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 23.06.2014 
die folgende 

Satzung 

§ 1 Entschädigungsberechtigte 

Der Verbandsvorsitzende und die übrigen Mitglieder der Ver-
bandsversammlung werden für die Teilnahme an Sitzungen und für 
die sonstige mit ihrem Amt verbundene Tätigkeit nach Maßgabe 
dieser Satzung entschädigt. Entsprechendes gilt für Stellvertreter, 
sofern ein Vertretungsfall vorliegt. 

§ 2 Auslagenersatz 

Der Verbandsvorsitzende und die Verbandsräte erhalten für die 
Teilnahme an Sitzungen der Verbandsversammlung und ihrer Aus-
schüsse Ersatz ihrer Auslagen, insbesondere Reisekostenvergütung 
nach den Bestimmungen des Bayerischen Reisekostengesetzes. Das-
selbe gilt für Verbandsräte, die Beamte oder Angestellte des durch sie 
vertretenen Verbandsmitgliedes sind. 

§ 3 Entschädigung der Verbandsräte 

(1) Die Verbandsräte, die nicht gemäß Art.31 Abs.2 Satz 1 
Komm ZG kraft Amtes der Verbandsversammlung angehören, erhal-
ten für die Teilnahme an Sitzungen der Verbandsversammlung und 
ihrer Ausschüsse eine Sitzungsgeldpauschale. Die Sitzungsgeldpau-
schale wird auf 30 Euro festgesetzt. Sie verdoppelt sich, wenn die 
Sitzung länger als fünf Stunden dauert. 

(2) Soweit die Verbandsräte Lohn- oder Gehaltsempfänger sind, 
erhalten sie außerdem den entstandenen Verdienstausfall für die Dauer 
der Sitzung einschließlich einer angemessenen An- und Abreisezeit 
ersetzt. Der Betrag des entgangenen Lohns oder Gehalts ist durch 
Bescheinigung des Arbeitgebers nachzuweisen. 

(3) Soweit die Verbandsräte selbstständig tätig sind, erhalten sie 
für die durch die Teilnahme an den Sitzungen bedingte Zeitversäum-
nis eine Pauschalentschädigung von Euro 50 je angefangene fünf 
Stunden Sitzungsdauer. Dies gilt nicht für Sitzungen, die ab 19 Uhr 
oder später beginnen oder an Samstagen, Sonntagen oder gesetzlichen 
Feiertagen stattfinden. 

(4) Verbandsräte, die keinen Anspruch auf Entschädigung nach 
den Absätzen 2 oder 3 haben, denen aber im beruflichen und häusli-
chen Bereich durch die Teilnahme an den Sitzungen ein Nachteil 
entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Ar-
beitszeit oder das Heranziehen einer Hilfskraft ausgeglichen werden 
kann, erhalten eine Pauschalentschädigung wie selbstständig Tätige. 

(5) Wenn Verbandsräte zusätzliche Aufgaben übernehmen, die 
wesentlich über ihre Aufgaben als Verbandsräte hinausgehen, oder 
wenn sie als Ausschussvorsitzende bestellt sind, erhalten sie die dop-



Amtsblatt für den Landkreis und die Stadt Eichstätt Nr. 27 vom 4. Juli 2014 Seite:  13 

pelte Entschädigung nach Absatz 1. Die gleiche Entschädigung erhal-
ten Verbandsräte als stellvertretende Ausschussvorsitzende für die 
Sitzungen, in denen sie den Ausschussvorsitz übernommen haben. Die 
Sätze 1 und 2 gelten auch bei der Wahrnehmung des Ausschussvorsit-
zes und der Stellvertretung durch Verbandsräte, die der Verbandsver-
sammlung nach Art.31 Abs.2 Satz 1 KommZG kraft Amtes angehö-
ren. 

§ 4 Entschädigung des/der Verbandsvorsitzenden 

(1) Der Verbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine mo-
natliche Pauschalentschädigung in Höhe von 550.--Euro. 

(2) Seine Stellvertreter erhalten für ihre Tätigkeit der tatsächli-
chen Vertretung je 1/30 der Entschädigung des Verbandsvorsitzenden. 

§ 5 Entschädigung des Geschäftsleiters 

Der Geschäftsleiter ist Angestellter nach TVöD. Die Entschädi-
gung richtet sich nach den jeweils geltenden Tarifverträgen des 
TVöD. 

§ 6 Auszahlung der Entschädigungen 

Die nach Monatsbeträgen bemessenen Pauschalentschädigungen 
werden monatlich im Voraus ausgezahlt. Die übrigen Entschädigun-
gen werden nachträglich nach Abrechnung gezahlt. 

§ 7 In-Kraft-Treten 

Diese Satzung tritt am 01.05.2014 in Kraft.  

Gleichzeitig tritt die Entschädigungssatzung für den Zweckver-
band zur Wasserversorgung der Böhmfelder Gruppe vom 09.06.2008 
außer Kraft.  

 

Böhmfeld, 23.06.2014 

Zweckverband zur Wasserversorgung der Böhmfelder Gruppe 

gez. O s t e r m e i e r ,  Verbandsvorsitzender 

 

 

 
130 Geschäftsordnung des Zweckverbandes zur Wasserver-

sorgung der Böhmfelder Gruppe vom 23.06.2014 

Der Zweckverband zur Wasserversorgung der Böhmfelder Gruppe 
gibt sich aufgrund Art. 26 Abs. 1 Komm ZG in Verbindung mit Art. 
45 Abs. 1 GO und durch Beschluss der Verbandsversammlung vom 
23.06.2014 die folgende 

Geschäftsordnung (GeschO): 

I. DIE VERBANDSVERSAMMLUNG UND IHRE 
AUSSCHÜSSE 

§ 1 Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung nimmt die Aufgaben des 
Zweckverbandes nach Art. 34 Abs. 2 Komm ZG und § 10 der Ver-
bandssatzung wahr. 

§ 2 Verbandsräte 

(1) Den Verbandsräten stehen in Verbandsangelegenheiten Be-
fugnisse außer der Teilnahme an der Verbandsversammlung nur zu, 
wenn und soweit ihnen bestimmte Angelegenheiten ausdrücklich 
übertragen werden. 

(2) Über die Gewährung von Akteneinsicht an Verbandsräte 
und deren Stellvertreter ent-scheidet der Verbandsvorsitzende nach 
pflichtgemäßem Ermessen. 

(3) Ist ein Verbandsrat gemäß Art. 26 Abs. 1 Komm ZG/Art. 49 
GO wegen Befangenheit von Beratungen und Abstimmungen ausge-
schlossen, so muss er den Sitzungsraum verlassen, wenn Beratung und 
Abstimmung in nicht öffentlicher Sitzung erfolgen. Dies gilt auch für 
die Entscheidung über die Voraussetzungen des Ausschlusses. 

II. DER VERBANDSVORSITZENDE UND SEINE 
BEFUGNISSE 

§ 3 Verbandsvorsitzende 

(1) Der Verbandsvorsitzende bereitet die Sitzungsgegenstände 
der Verbandsversammlung vor und vollzieht deren Beschlüsse, soweit 
der Vollzug nicht anderen übertragen ist. Falls er ihre Beschlüsse als 

rechtswidrig beanstandet und den Vollzug aussetzt, hat er die Ver-
bandsversammlung in der nächsten Sitzung zu verständigen. 

(2) Der Verbandsvorsitzende erledigt in eigener Zuständigkeit 
die laufenden Angelegenheiten, die für den Verband keine grundsätz-
liche Bedeutung haben und keine erheblichen Verpflichtungen erwar-
ten lassen. Laufende Angelegenheiten sind insbesondere: 

1. nach gesetzlichen Vorschriften, Satzungen, Tarifen, Ordnungen 
und dergleichen abzuschließende Geschäfte des täglichen Ver-
kehrs, 

2. im täglichen Verkehr sonst abzuschließende Kauf-, Miet-, Pacht-, 
Werk-, Dienst- und Gestattungsverträge, 

3. sonstige Geschäfte, die einen Geldwert von 5000 EUR im Einzel-
fall nicht 
übersteigen, oder wiederkehrende Verpflichtungen, sofern die Ge-
samtverpflichtung 5000 EUR nicht übersteigt, 

4. Vergaben von Bauaufträgen, soweit sie den Betrag von (10 000 
EUR) im Einzelfall nicht übersteigen, 

(3) Der Verbandsvorsitzende hat das Gesamtunternehmen in 
Planung, Bau, Betrieb und Verwaltung zu überwachen. 

(4) Der Verbandsvorsitzende ist befugt, im Rahmen der verfüg-
baren Mittel Anschaffungen von Geschäfts- und Betriebsbedarf im 
Einzelfall bis zum Höchstbetrag von (10 000 EUR) zu tätigen.  

(5) Der Verbandsvorsitzende ist befugt, Unterhaltungs- und In-
standsetzungsarbeiten im Einzelfall bis zum Betrag von 10 000 EUR 
in Auftrag zu geben. 

(6) Der Verbandsvorsitzende überwacht den rechtzeitigen Ein-
gang der Entgelte und der Einnahmen für sonstige Leistungen des 
Verbandes. 

§ 4 Unaufschiebbare Angelegenheiten 

(1) Der Verbandsvorsitzende unterrichtet die Verbandsver-
sammlung in ihrer nächsten Sitzung über die von ihm besorgten dring-
lichen Anordnungen und unaufschiebbaren Geschäfte. 

(2) Bei Notständen im Betrieb oder dringlichen betriebstechni-
schen Maßnahmen, die erhebliche Verpflichtungen erwarten lassen, 
hat der Verbandsvorsitzende umgehend die Verbandsversammlung zu 
einer Sitzung einzuberufen. 

§ 5 Personalangelegenheiten 

(1) In Personalangelegenheiten hat der Verbandsvorsitzende 
insbesondere folgende Aufgaben: 

1. Führung der Dienstaufsicht und Ausübung der übrigen Befugnisse 
eines Vorgesetzten; 

2. Abschluss von Dienst- und Arbeitsverträgen aller Art bei TVÖD-
Beschäftigten bis zur Entgeltgruppe 8 in eigener Zuständigkeit, im 
Übrigen  gemäß den Beschlüssen der Verbandsversammlung im 
Rahmen der im Stellenplan vorgesehenen Planstellen und der im 
Wirtschaftsplan bereitgestellten Mittel; 

3. Regelung der Stellvertretung für den Geschäftsleiter und den 
Betriebsleiter im Einvernehmen mit der Verbandsversammlung; 

4. Regelung aller innerdienstlichen Angelegenheiten, wie den Erlass 
allgemeiner Dienstanweisungen oder von Geschäftsverteilungs-
plänen, sowie den Abschluss von Betriebsvereinbarungen mit dem 
Personalrat. 

(2) Der Verbandsvorsitzende ist berechtigt, im Rahmen der zur 
Verfügung stehenden Stellen und Mittel, Hilfskräfte vorübergehend zu 
beschäftigen. 

§ 6 Kassen und Rechnungswesen 

(1) Der Verbandsvorsitzende ist zur Aufnahme von Kassenkre-
diten im Rahmen des haushaltsmäßig festgesetzten Höchstbetrages 
befugt. 

(2) Der Verbandsvorsitzende bestellt den Kassenaufsichtsbeam-
ten. Er hat sich laufend über den Zustand und die Führung der Ver-
bandskasse zu unterrichten. Die regelmäßigen Kassenprüfungen ob-
liegen dem bestellten Kassenaufsichtsbeamten; die unvermuteten 
Kassenprüfungen sind von dem Verbandsvorsitzenden vorzunehmen. 

§ 7 Übertragung von Befugnissen 

(1) Dem Verbandsvorsitzenden stehen für seine Geschäfte die 
Bediensteten des Zweckverbandes zur Seite. 
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(2) Der Verbandsvorsitzende kann seine Befugnisse in Angele-
genheiten der laufenden Verwaltung und der technischen Betriebsfüh-
rung sowie beim Vollzug der Beschlüsse der Verbandsversammlung 
allgemein für näher bezeichnete Aufgabenkreise oder von Fall zu Fall 
für einzelne Angelegenheiten dem Geschäftsleiter oder anderen Ver-
bandsbediensteten übertragen und insoweit Zeichnungsbefugnis ertei-
len. 

(3) Soweit Verpflichtungserklärungen für den Zweckverband im 
Einzelfall nicht erheblich sind, kann der Geschäftsleiter von dem 
Verbandsvorsitzenden allgemein oder im Einzelfall bevollmächtigt 
werden; dies gilt nicht für die Verpflichtung zu wiederkehrenden 
Leistungen. 

§ 8 Geschäftsstelle 

(1) Die Geschäftsstelle des Zweckverbandes unterstützt die 
Verbandsorgane und erledigt die Büroarbeiten für Verwaltung und 
Betrieb des Zweckverbandes. Die Geschäftsstelle untersteht den Wei-
sungen des Verbandsvorsitzenden und wird von dem Geschäftsleiter 
verantwortlich geführt. 

(2) Bei der Durchführung der Verbandsaufgaben obliegen unbe-
schadet der Befugnisse des Verbandsvorsitzenden die Angelegenhei-
ten 

1. der verwaltungsmäßigen und kaufmännischen Geschäftsführung 
(Verwaltung) dem Geschäftsleiter, 

2. der technischen Betriebsführung (Betrieb) nach Maßgabe der 
Betriebsordnung dem Betriebsleiter. 

(3) Die Geschäftsstelle berichtet mindestens jährlich über das 
Verbandsgeschehen. 

§ 9 Geschäftsleiter 

(1) Der Geschäftsleiter ist für die verwaltungsmäßige und 
kaufmännische Erledigung der Verbandsaufgaben verantwortlich. Er 
unterstützt den Verbandsvorsitzenden in allen seinen Aufgaben. Un-
beschadet der Zuständigkeit des Verbandsvorsitzenden besorgt er 
insbesondere die rechtzeitige Vorbereitung der Sitzungen der Ver-
bandsversammlung und ihrer Ausschüsse und stellt die Erledigung der 
Beschlüsse fest. 

(2) Die Obliegenheiten des Geschäftsleiters ergeben sich aus 
dieser Geschäftsordnung, der Betriebsordnung, der Dienstordnung, 
seinem Dienstvertrag und aus den allgemeinen und besonderen An-
ordnungen der Verbandsversammlung. Insbesondere obliegt ihm der 
allgemeine Sitzungsdienst für die Verbandsversammlung und ihrer 
Ausschüsse. Er hat von geplanten Sitzungen den Betriebsleiter recht-
zeitig zu unterrichten; er hat ferner die Tagesordnung unter Berück-
sichtigung vorliegender Anträge frühzeitig zusammenzustellen und 
Einladungsschreiben rechtzeitig zu erstellen. Der Geschäftsleiter trägt 
dafür Sorge, dass dem Verbandsvorsitzenden eine Woche vor jeder 
Sitzung für sämtliche Tagesordnungspunkte schriftliche Vormerkun-
gen mit Empfehlungen für die Entscheidung vorliegen. Er führt die 
Sitzungsniederschriften, falls der Verbandsvorsitzende im Einzelfall 
keinen anderen Schriftführer bestimmt hat. 

(3) Der Geschäftsleiter bearbeitet die Personalangelegenheiten 
und führt die Personalakten. Bei Einstellung, Einstufung und Entlas-
sung von Bediensteten hat er ein Vorschlagsrecht. 

(4) Im Vollzug von Beschlüssen der Verbandsversammlung ist 
der Geschäftsleiter befugt, Bestellungen und Aufträge sofort zu ertei-
len, wenn die Angebotssumme den Betrag von 10 000 EUR im Ein-
zelfall nicht übersteigt und die Angelegenheit einer raschen Erledi-
gung bedarf. Er unterrichtet unverzüglich den Verbandsvorsitzenden. 

(5) Der Geschäftsleiter bereitet schriftliche Verträge aller Art 
vor und besorgt die verwaltungsmäßige Abwicklung; bei Angelegen-
heiten mit technischem Inhalt ist der Betriebsleiter an den Verhand-
lungen zu beteiligen. Das Gleiche gilt für die Regulierung von Scha-
densfällen. 

(6) Der Geschäftsleiter ist nicht berechtigt, seine Befugnisse 
selbstständig auf andere zu übertragen. 

III. GESCHÄFTSGANG 

§ 10 Geschäftsgang; Vorbereitung der Verbandsversammlung 

(1) Verbandsversammlung und Verbandsvorsitzender sorgen für 
den ordnungsgemäßen Gang der Geschäfte, insbesondere für den 

Vollzug der gesetzlichen Vorschriften und die Durchführung der 
staatlichen Anordnungen. 

(2) Die Verbandsversammlung beschließt in Sitzungen. Eine 
Beschlussfassung durch mündliche Befragung außerhalb der Sitzun-
gen oder in so genannten Umlaufverfahren ist ausgeschlossen. 

(3) Die Mitglieder der Verbandsversammlung sind verpflichtet, 
an den Sitzungen und Abstimmungen teilzunehmen. Im Falle ihrer 
Verhinderung sorgen sie für die Teilnahme ihres Stellvertreters. Wenn 
beide verhindert sind, ist dies rechtzeitig vor Beginn der Sitzung dem 
Verbandsvorsitzenden mitzuteilen. 

(4) Die Einberufung der Verbandsversammlung richtet sich 
nach dem KommZG und der Verbandssatzung. 

(5) Der Verbandsvorsitzende setzt die Tagesordnung für die 
Verbandsversammlung fest. 

(6) In fachtechnischen Angelegenheiten von besonderer Bedeu-
tung holt der Verbandsvorsitzende rechtzeitig für die Beratung schrift-
liche Stellungnahmen der Fachbehörden ein. 

(7) Die Behandlung von Angelegenheiten in der Verbandsver-
sammlung kann von jedem Verbandsrat schriftlich beantragt werden. 
Der Antrag ist zu begründen und muss (10 Tage) vor der Sitzung bei 
dem Verbandsvorsitzenden vorliegen. 

(8) Ob später eingehende Anträge bei der auf die Antragstellung 
folgenden Sitzung behandelt werden, entscheidet die Verbandsver-
sammlung. Ebenso entscheidet sie, ob über einen vor oder während 
der Sitzung als dringend gestellten Antrag beraten und abgestimmt 
werden soll. Nicht rechtzeitig gestellte Anträge, die Ermittlungen oder 
Überprüfungen, die Beiziehung von Akten oder die Befragung nicht 
anwesender Personen notwendig machen, müssen auf Antrag eines 
Verbandsrates bis zur nächsten Verbandsversammlung zurückgestellt 
werden. 

§ 11 Sitzungsverlauf 

(1) Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen in der Verbands-
versammlung und handhabt die Ordnung während der Sitzung. 

(2) Zu den öffentlichen Sitzungen der Verbandsversammlung 
haben Zuhörer nach Maßgabe des verfügbaren Raumes Zutritt. Soweit 
erforderlich, wird der Zutritt durch die Ausgabe von Platzkarten gere-
gelt. 

(3) Für Presse und Medien ist stets die erforderliche Zahl von 
Plätzen freizuhalten. Ton- und Bildaufnahmen können von dem Vor-
sitzenden zugelassen werden, wenn kein Verbandsrat widerspricht. 

(4) Zuhörer, die den Verlauf der Sitzung durch Eingreifen in die 
Verhandlung oder durch ungebührliches Verhalten stören, können 
durch den Vorsitzenden aus dem Sitzungssaal gewiesen werden. 

(5) Die Verbandsversammlung tagt grundsätzlich öffentlich. In 
nicht öffentlicher Sitzung werden behandelt 

1. Personalangelegenheiten, 

2. Verträge in Grundstücksangelegenheiten, 

3. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz 
vorgeschrieben, nach der Natur der Sache erforderlich oder durch 
die Verbandsversammlung beschlossen ist, insbesondere Wirt-
schaftsangelegenheiten Dritter. 

Über den Ausschluss der Öffentlichkeit wird in nicht öffentlicher 
Sitzung beraten und entschieden. Die beratenden Ausschüsse tagen 
grundsätzlich nicht öffentlich. 

(6) Die Verbandsversammlung nimmt in der Regel folgenden 
Verlauf: 

1. Eröffnung der Sitzung durch den Vorsitzenden; 

2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Anwesenheit 
sowie Mitteilung von Entschuldigungen durch den Vorsitzenden; 

3. Bekanntgabe der Stimmenzahlen der einzelnen Verbandsmitglie-
der; 

4. Feststellung der Beschlussfähigkeit der Verbandsversammlung 
durch den Vorsitzenden; 

5. Mitteilung über Tätigkeiten des Verbandsvorsitzenden anstelle der 
Verbandsversammlung (unaufschiebbare Angelegenheiten); 
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6. Bekanntgabe amtlicher Mitteilungen, erforderlichenfalls Beratung 
und Beschlussfassung hierüber; 

7. Beratung und Beschlussfassung über die Tagesordnungspunkte; 

8. Behandlung der Anträge und Anfragen, die nicht in der Tagesord-
nung enthalten sind, in der Reihenfolge ihres Eingangs; 

9. Schließung der Sitzung durch den Vorsitzenden. 

§ 12 Beratung der Sitzungsgegenstände 

(1) Nach der Berichterstattung und dem Vortrag der Sachver-
ständigen eröffnet der Vorsitzende die Beratung. Zu Sitzungsgegen-
ständen, die ein Ausschuss vorbehandelt hat, ist der Bericht des Aus-
schusses bekannt zu geben. 

(2) Ein Verbandsrat oder ein Behördenvertreter darf in der Ver-
bandsversammlung nur dann sprechen, wenn ihm der Vorsitzende das 
Wort erteilt hat. Er erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmel-
dungen, bei gleichzeitiger Wortmeldung nach Ermessen. Er kann 
jederzeit selbst das Wort ergreifen. 

(3) Die Redner sprechen von ihrem Platz aus; die Anrede ist an 
den Vorsitzenden und die Verbandsräte, nicht an die Zuhörer zu rich-
ten. Die Redner haben sich an den zur Beratung stehenden Gegen-
stand zu halten und nicht vom Thema abzuweichen. 

(4) Während der Beratung sind nur zulässig 

1. Anträge zur Geschäftsordnung, für die das Wort außer der Reihe 
sofort zu erteilen ist und über die sofort zu beraten und zu ent-
scheiden ist, 

2. Zusatz- und Änderungsanträge oder Anträge auf Zurückziehung. 

(5) Der Vorsitzende und der Antragsteller haben das Recht zur 
Schlussäußerung. 

(6) Bei Verletzung der vorstehenden Grundregeln ist der Vorsit-
zende berechtigt, zur Ordnung zu rufen, auf den Verstoß aufmerksam 
zu machen und bei weiterer Nichtbeachtung das Wort zu entziehen. 

(7) Falls Ruhe und Ordnung nicht anders wiederherzustellen 
sind, kann der Vorsitzende die Sitzung unterbrechen oder aufheben. 
Eine unterbrochene Sitzung ist spätestens am nächsten Werktag fort-
zusetzen; einer neuerlichen Ladung bedarf es nicht. Die Beratung ist 
an dem Punkt fortzusetzen, an dem die Sitzung unterbrochen wurde. 

§ 13 Abstimmungen 

(1) Nach dem Schluss der Beratung lässt der Vorsitzende ab-
stimmen. 

(2) Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so wird über sie 
in der folgenden Reihenfolge abgestimmt: 

1. Anträge zur Geschäftsordnung; 

2. weitergehende Anträge; das sind Anträge, die voraussichtliche 
einen größeren Aufwand erfordern oder einschneidendere Maß-
nahmen zum Gegenstand haben; 

3. früher gestellte Anträge vor später gestellten, sofern der später 
gestellte Antrag nicht unter die Nrn. 1 oder 2 fällt. 

(3) Vor jeder Abstimmung hat der Vorsitzende die Abstim-
mungsfrage so zu formulieren, dass sie mit „Ja“ oder „Nein“ beant-
wortet werden kann. 

(4) Es wird grundsätzlich durch Handaufheben abgestimmt. 

(5) Wenn das Ergebnis der Abstimmung nicht eindeutig fest-
stellbar ist oder wenn Verbandsräte, die zusammen mindestens ein 
Viertel der Stimmen in der Verbandsversammlung vertreten, es ver-
langen, ist namentlich nach Aufruf abzustimmen. 

(6) Der Vorsitzende zählt die Stimmen. Er kann sich bei der 
namentlichen Abstimmung eines Ausschusses bedienen, den er nach 
Vorschlägen aus der Mitte der Verbandsversammlung bestellt. Das 
Abstimmungsergebnis ist unmittelbar nach der Abstimmung bekannt 
zu geben und in der Niederschrift festzuhalten. 

(7) Über einen bereits zur Abstimmung gebrachten Antrag kann 
in derselben Sitzung die Beratung und Abstimmung nicht nochmals 
aufgenommen werden. 

§ 14 Wahlen 

Wahlen werden in geheimer Abstimmung vorgenommen. Für ge-
heime Abstimmungen werden Stimmzettel mit zweckentsprechenden 
Stimmwerten ausgeteilt, die verdeckt abzugeben sind. 

§ 15 Sitzungsniederschrift 

(1) Über jede Sitzung der Verbandsversammlung ist eine voll-
ständige Niederschrift zu fertigen, für deren Richtigkeit der Vorsit-
zende verantwortlich ist. Er bestimmt den Schriftführer. 

(2) Die Niederschrift muss Tag, Zeit und Ort der Verbandsver-
sammlung, die anwesenden Vertreter der Verbandsmitglieder und der 
beteiligten Behörden sowie die sonstigen beteiligten Personen enthal-
ten. Sie hat den Ablauf der Sitzung in der zeitlichen Folge zu schil-
dern, wobei gestellte Anträge aufzunehmen, Beschlüsse wörtlich 
wiederzugeben und Abstimmungsergebnisse festzuhalten sind. 

(3) Die Niederschrift ist nach Fertigstellung von dem Schrift-
führer, dem Geschäftsleiter und dem Vorsitzenden zu unterzeichnen. 

(4) Jedem Verbandsmitglied ist ein Abdruck der Niederschrift 
zu übermitteln. Für die Einsichtnahme und Abschrifterteilung gilt Art. 
54 Abs. 3 GO. 

§ 16 Verteilen der Geschäftsordnung 

Den Verbandsräten und ihren Stellvertretern ist ein Exemplar der 
geltenden Geschäftsordnung auszuhändigen. 

§ 17 In-Kraft-Treten 

(1) Diese Geschäftsordnung tritt am 01.05.2014 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung vom 09. Juni 2008 
außer Kraft. 

 

Böhmfeld, den 23. Juni 2014 

Zweckverband zur Wasserversorgung der Böhmfelder Gruppe 

gez. O s t e r m e i e r ,  Verbandsvorsitzender 

 

 

 
Sparkasse Eichstätt 

131 Kraftloserklärung von Sparbüchern 

Gemäß Art. 39 AGBGB wurde nachstehendes Sparbuch  

Nr. 3215061163 

durch Beschluss des Vorstandes der Sparkasse Eichstätt für kraft-
los erklärt. 

 

Eichstätt, 03.07.2014 

Der Vorstand der Sparkasse Eichstätt 

H o l l w e c k S c h l a m p 

 

 

 
Sparkasse Ingolstadt 

132 Kraftloserklärung von Sparkassenbüchern und sonsti-
gen Sparurkunden 

Gemäß Art. 39 AGBGB wurden nachstehend aufgeführte Spar-
kassenbücher/Sparurkunden 

3165098769 

durch Beschluss der Sparkasse Ingolstadt für kraftlos erklärt. 

Ingolstadt, 27.06.2014 

Sparkasse Ingolstadt 

Edith B i t t n e r  Jutta K r a u s 
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133 Kraftloserklärung von Sparkassenbüchern und sonsti-
gen Sparurkunden 

Gemäß Art. 39 AGBGB wurden nachstehend aufgeführte Spar-
kassenbücher/Sparurkunden 

3121412187 

durch Beschluss der Sparkasse Ingolstadt für kraftlos erklärt. 

Ingolstadt, 30.06.2014 

Sparkasse Ingolstadt 

Dieter S e e h o f e r Jürgen W i t t m a n n 

Vorstandsvorsitzender Vorstandsmitglied 

 


